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A. Problem 

Das Arbeitsdokument umschreibt die wesentlichen Elemente der 
sozialen Dimension des Gemeinsamen Binnenmarktes. In seinem 
zweiten Teil enthält es eine Reihe von Aktionsvorschlägen. 


B. Lösung 

Nach Kenntnisnahme des Dokuments Aufforderung an die Bun- 
desregierung, bei den weiteren Beratungen im Rat die in der Be- 
schlußempfehlung enthaltenen Vorschläge zu beachten. 

Mehrheitsbeschluß 

Der Ausschuß hat der Beschlußempfehlung mit den Stimmen der 
Mitgheder der Fraktionen der CDU/CSU, SPD und FDP bei Stimm- 
enthaltung der Mitglieder der Fraktion DIE GRÜNEN zuge- 
stimmt. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 


31 . 05 . 89 


Sachgebiet 8 


keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt nach Kenntnisnahme des an- 
liegenden Dokuments die Vorlage der EG-Konmiission zur so- 
zialen Dimension. 

2. Der Deutsche Bundestag bekräftigt, daß die soziale Dimension 
Teil des europäischen Binnenmarktes ist. Erforderlich ist ein 
Kembestand einheitlicher, verbindlicher, in den Mitgliedstaa- 
ten unmittelbar geltender sozialer Grundrechte. Zur näheren 
Ausgestaltung des Sozialraumes sollte auf Vorschlägen der So- 
zialpartner aufgebaut werden, die insbesondere der soziale 
Dialog auf Gemeinschaftsebene zu erbringen hat. Zur Darstel- 
lung der sozialen Entwicklung in Europa soll die Kommission 
ein Weißbuch mit klaren Zeitvorgaben erarbeiten. 

3. Die Bundesregierung wird auf gefordert, darauf hinzuwirken, 

a) daß bei der Harmonisierung der Arbeitsschutzbestimmun- 
gen und des Arbeitsrechts ein hohes Niveau gewährleistet 
und die Mitbestimmung erhalten bleibt. Grundlegende na- 
tionale Vorschriften dürfen nicht nach unten nivelliert wer- 
den; 

b) daß im Bereich der sozialen Sicherheit gewachsene Struktu- 
ren nicht zerstört werden dürfen. Eine Nivellierung grundle- 
gender nationaler Vorschriften zum Schutz der Arbeitneh- 
mer und ihrer Rechte nach unten darf es nicht geben. 


Bonn, den 31. Mai 1989 


Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 


Müller (Wesseling) 

Stellv. Vorsitzender 


Peter 

Berichterstatter 
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Vorwort 


Mit der Vollendung des Binnenmarktes bis 1992 wird 
für 320 Mio. Menschen ein gemeinsamer Wirtschafts- 
raum ohne Grenzen geschaffen, der durch eine um- 
fassendere Zusammenarbeit zwischen den Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft getragen 
wird. Dieser größere Wirtschaftsraum ward der Ge- 
meinschaft die Mittel für ein stärkeres Wirtschafts- 
wachstum und die Instrumente für die Gestaltung ih- 
rer eigenen Zukunft an die Hand geben. 

Durch einen leistungsfähigeren Produktionsapparat 
und durch solidere wdssenschaftliche und technische 
Grundlagen ward es der Binnenmarkt ermöglichen, 
das Wachstumspotential zu entwickeln und dadurch 
die Arbeitsbedingungen, die Beschäftigungsaussich- 
ten und letzüich den Lebensstandard der Europäer zu 
verbessern. 

Die soziale Dimension des Binnenmarktes ist eine 
grundlegende Komponente dieses Vorhabens, da es 
nicht nur darum geht, das wärtschaftiiche Wachstum 
zu stärken und die außenwirtschaftliche Wettbe- 
werbsfähigkeit der europäischen Unternehmen zu er- 
höhen, sondern auch zu einer wdrksameren und um- 
fassenderen Nutzung aller vorhandenen Ressourcen 
und zu einer gerechteren Verteilung der daraus er- 
wachsenden Gewinne zu gelangen. 


Der großräumige Markt hätte wenig Sinn, wenn der 
Lebensstandard und das Niveau des sozialen Schut- 
zes des europäischen Bürgers dadurch gefährdet wair- 
den. Im Gegenteil: Seine politische und wirtschaftii- 
che Rechtfertigung liegt in dem vermehrten sozialen 
Fortschritt und in den Vorteilen, die er allen Bürgern 
der Gemeinschaft bietet, wde der Europäische Rat von 
Hannover im Juni 1988 bestätigt hat. 

Die soziale Dimension des Binnenmarktes muß folg- 
lich zu einer Maximierung der Gewänne aus dem ge- 
meinsamen Wirtschaftsraum beitragen, indem die 
Nutzung der vorhandenen menschlichen Ressourcen 
und die Vorbereitung auf die kommenden Verände- 
rungen erleichtert werden. 

Die soziale Dimension steht weder der Vollendung 
des Binnenmarktes entgegen noch darf sie diese ver- 
langsamen. 

Vielmehr ist sie unerläßlich, damit die große Mehrheit 
der europäischen Bürger bereit ist, diesen großen 
Schritt im europäischen Aufbauwerk, als der das Pro- 
jekt „Binnenmarkt" zu gelten hat, zu vollziehen. 
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Einführung 


1 . Die Europäische Gemeinschaft verfolgt gegen- 
wärtig ein ehrgeiziges Programm zur beschleunigten 
Verwirklichung ihrer grundlegenden Ziele, um durch 
Beseitigung der materiellen, technischen und steuer- 
lichen Schranken, die noch immer den freien Waren- 
verkehr behindern und einem Wettbewerb im euro- 
päischen Maßstab im Wege stehen, einen echten Bin- 
nenmarkt zustande zu bringen. 

Gleichzeitig hat die Gemeinschaft die notwendigen 
Beschlüsse gefaßt, um die wissenschaftlichen und 
technologischen Grundlagen Europas zu stärken, da- 
mit die technologische Entwicklung Europas auf das 
Niveau in den anderen entwickelten Regionen der 
Welt angehoben werden kann. 

Von einem solchen Prozeß dürfen solidere wirtschaft- 
liche Strukturen in Form effizienterer und wettbe- 
werbsfähigerer Unternehmen, die über eine größere 
technologische Kapazität und über besser ausgebil- 
dete Arbeitskräfte verfügen, erwartet werden. 

Nur so wird es möglich sein, das Wirtschaftswachstum 
nachhaltig zu stimuheren und die Arbeitslosigkeit, die 
heute das größte wirtschaftliche und soziale Problem 
der europäischen Länder ist, zu verringern. 

2 . Gleichzeitig muß jedoch verhindert werden, daß 
es in diesem Wirtschaftsraum, wo bereits heute sehr 
beträchtliche Entwicklungsunterschiede bestehen, zu 
einer noch stärkeren Polarisierung und Auseinander- 
entwicklung kommt. Vielmehr müssen die Vorteile 
aus diesem Prozeß der Stärkung der Gemeinschaft 
allen zugute kommen. 

Das Endergebnis muß ein verstärkter „wirtschaftli- 
cher und sozialer Zusammenhalt" zwischen allen Mit- 
gliedstaaten sein. 

Auch kann der Prozeß der Konsolidierung des Binnen- 
marktes Kosten nnt sich bringen, die zwar räumlich 
oder zeitlich begrenzt, nichtsdestoweniger aber sehr 
beträchtlich sein könnten. Diese Kosten müssen aus 
Gründen der Verteilungsgerechtigkeit, aber auch im 
Interesse des Erfolgs des ganzen Prozesses der Stär- 
kung der Gemeinschaft berücksichtigt und ab gefan- 
gen werden. 

3 . All dies macht ein aktives Eingreifen der nationa- 
len Behörden wie auch der Gemeinschaftsorgane not- 
wendig. 

In erster Linie gilt es, eine dem Wachstum von Pro- 
duktion und Beschäftigung förderlichere makroöko- 
nomische Politik auf der Grundlage der Zusammenar- 
beit in die Wege zu leiten, da ein stärkeres wirtschaft- 
liches Wachstum alle positiven dynamischen Wirkun- 
gen, die von der Konsohdierung des Binnenmarktes 
zu erwarten sind, beschleunigen und verstärken 
wird. 


Die Zusammenarbeit wiederum ist zu einem Zeit- 
punkt, wo der Binnenmarkt die wechselseitige Ver- 
flechtung der Mitgliedstaaten noch verstärkt, beson- 
ders notwendig. 

4 . Außerdem gilt es, eine aktive Sozialpolitik zu be- 
treiben, da diese eine maßgebliche Rolle bei der Er- 
richtung des „Binnenmarktes" wie auch beim Zustan- 
dekommen eines stärkeren „wirtschaftlichen und so- 
zialen Zusammenhalts" spielen kann. 

5 . Was die Errichtung des Binnenmarktes betrifft, so 
hat die Sozialpolitik vor allem zur Vollendung eines 
„großräumigen Arbeitsmarktes" beizutragen, indem 
sie all jene Barrieren beseitigt, die noch immer die 
effektive Inanspruchnahme von zwei Gnmdfreihei- 
ten, nämlich der Freizügigkeit und der Niederlas- 
sungsfreiheit, einengen. Daneben fällt der Sozialpoli- 
tik auch eine positive Aufgabe zu: Sie hat die anderen 
Formen der beruflichen Mobilität in Europa zu er- 
leichtern und zu fördern, die dazu beitragen können, 
das wissenschaftliche und technologische Potential 
der Gemeinschaft zu vermehren und leistungs- und 
wettbewerbsfähigere Unternehmen europäischer Di- 
mension zu entwickeln. 

Zu den Aufgaben der Sozialpohtik im Zusammenhang 
mit der Errichtung des Binnenmarktes gehört es aber 
auch, den ganzen Prozeß flankierend abzusichem, um 
soweit wie möglich Überkosten zu vermeiden oder, 
soweit dies nicht gelingt, an der Schaffung entspre- 
chender Kompensationsmechanismen mitzuwirken. 

Schließlich verlangt die vom Europäischen Rat von 
Hannover im Juni 1988 als eines der Ziele der Vollen- 
dung des Binnenmarktes postulierte Hebung des all- 
gemeinen Wohlstands in der Gemeinschaft zugunsten 
aller ihrer Bürger, daß eine aktive Sozialpolitik darauf 
achtet, daß die im wirtschaftlichen Bereich zu treffen- 
den Maßnahmen das in den einzelnen Mitgliedstaa- 
ten erreichte Niveau des sozialen Schutzes nicht ge- 
fährden. Hierzu gehören die Überlegungen und et- 
waigen Vorschläge betreffend die Systeme der sozia- 
len Sicherung und betreffend die Finanzierung der 
sozialen Lasten auf Gemeinschaftsebene. 

6. Was die Stärkung des „wirtschaftlichen und sozia- 
len Zusammenhalts" betrifft, die in erster Linie über 
die sich auf die Strukturfonds stützenden Flankie- 
rungspolitiken zum Binnenmarkt zu bewerkstelligen 
ist, so fällt der Sozialpolitik eine Rolle ersten Ranges 
zu. Hierfür bieten sich in erster Linie die typischen 
Instrumente der Sozialpolitik an: Intervention der 
Strukturfonds, Maßnahmen zur allgemeinen und be- 
ruflichen Bildung und gesetzgeberische Initiativen im 
Bereich der Arbeitsbedingungen und Arbeitsbezie- 
hungen. 
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7 . Die wirtschaftliche und soziale Lage macht es 
weiterhin erforderlich, daß sich die Intervention der 
Sozialpohtik nicht auf die vorgenannten Ziele be- 
schränkt. Die Bewertung i) der globalen Auswirkun- 
gen der Maßnahmen im Zusammenhang mit dem 
„Binnenmarkt" und dem „wirtschaftlichen und sozia- 
len Zusammenhalt" auf die globale Beschäftigungssi- 
tuation zeigt, daß diese Folgen positiv sein werden 
imd zu einer spürbaren Verringenmg der Arbeitslo- 
sigkeit führen werden. So könnten die wirtschaftli- 
chen und sozialen Vorteile aus der Verwirkhchimg 
des Programms 1992 in einem Mehrwachstum von 
4,5% und einem Netto-Zuwachs von 2 Mio. Arbeits- 
plätzen bestehen. Bei Durchfühnmg flankierender 
Wirtschaftspolitiken, die das Potential des großräumi- 
gen Marktes besser nutzen, würde die Gemeinschaft 
aber ein Mehrwachstum von 7 % imd 5 Mio. neue 
Arbeitsplätze für sich buchen können. 

Dennoch werden wir noch auf Jahre mit hoher Ar- 
beitslosigkeit zu rechnen haben, deren Bekämpfung 
auch in Zukunft zu den obersten Prioritäten der So- 
zialpohtik gehören wird. Insbesondere wird es not- 
wendig sein, die Programme zur Schaffung von Ar- 
beitsplätzen imd zur Behebung der Probleme der von 
der Arbeitslosigkeit am stärksten betroffenen Grup- 
pen anzunehmen; andererseits müssen alle Maßnah- 
men verstärkt werden, die darauf abzielen, die noch 
verbleibenden Probleme der „sozialen Ausgrenzung" 
und der Armut zu lösen. 

8. Hierfür muß die Sozialpohtik auf die Unterstüt- 
zung und Mitarbeit der Sozialpartner rechnen kön- 
nen. Diese kennen die dringendsten Probleme aus 
direkter Anschauung und können wesentiich zur Pla- 

1) „1992 Le D6fi: Nouvelles dorniges ^conomiques de l Exirope 
Sans frontiäres". Flammarion 1988 


nung und Durchführung der Korrekturmaßnahmen 
beitragen. Außerdem betreffen die zu behandelnden 
Probleme die ganze GeseUschaft, so daß die Sozial- 
partner ihren Teü an Verantwortung übernehmen 
müssen. 

9 . Zusammenfassend läßt sich sagen, daß sich die 
Sozialpolitik heute neuen Problemen und neuen Her^ 
ausforderungen gegenübersieht, die in ihrem Ausmaß 
und in ihren Merkmalen gänzhch verschieden sind 
von jenen Problemen, die es bisher zu bewältigen galt. 
Um ihren Beitrag zur Lösung dieser Probleme leisten 
zu können, verfügt die Sozialpohtik über beachthche 
Ressourcen, die so effizient wie möghch eingesetzt 
werden müssen. Hierzu muß die Sozialpohtik mit Vor- 
bedacht bestimmte vorrangige Ziele auswählen und 
eindeutig ihre aUgemeinen Aktionsprinzipien festle- 
gen. Unter dieser Voraussetzung wird es möghch sein, 
die einzelnen spezifischen Programme richtig und nüt 
der notwendigen FlexibUität für eine Anpassung an 
die sich verändernden Umstände der jeweihgen Si- 
tuationen und Zeitpunkte zu planen. 

Die vorerwähnten neuen Probleme und Herausforde- 
rungen müssen insbesondere in der Perspektive der 
VoUendung des Binnenmarktes bis 1992 gesehen 
werden. Dies war auch der Ansatz, den der Europäi- 
sche Rat in Hannover am 27. und 28. Juni 1988 wählte, 
als die Staats- und Regierungschefs der Mitghedstaa- 
ten auf die Bedeutung der sozialen Aspekte des Bin- 
nenmarktes als ein Instrument hinwiesen, das es aUen 
Bürgern der Gemeinschaft erlauben muß, die Vorteile 
aus der VoUendung des Binnenmarktes zu nutzen. 
Der Europäische Rat von Hannover (siehe Anhang I) 
hat somit das Konzept der Kommission bestätigt und 
der Stärkung der sozialen Dimension des Binnen- 
marktes einen klaren und präzisen Impuls gegeben. 


7 



Drucksache 11/4645 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


Erster Teil: Prioritäten und Grundsätze 


I. Die sozialpolitischen Prioritäten 

10 . Jedes sozialpohtische Programm muß von einer 
Analyse der wichtigsten Probleme ausgehen, vor die 
sich die Gesellschaft jeweils gestellt sieht. 

Das größte Problem, vor dem die Gesellschaft Europas 
heute steht, ist ohne jeden Zweifel die Arbeitslosig- 
keit. In den letzten Jahren hat sich die Arbeitslosen- 
quote in der Gemeinschaft nahezu unverändert bei 
etwa 11 % der Erwerbsbevölkerung gehalten, was be- 
deutet, daß mehr als 16 Millionen arbeitswillige Euro- 
päer keine Arbeit finden, weil es nicht genügend Ar- 
beitsplätze gibt. 

II. Außerdem kann es sehr wohl sein, daß die Ar- 
beitslosenquote nicht das tatsächliche Ausmaß der 
ungenutzten menschhchen Ressourcen widerspie- 
gelt. 

Auf der einen Seite können zahlreiche Situationen, 
die in der Statistik als Beschäftigung ausgewiesen 
sind, vor allem in den ländhchen Gebieten eine be- 
trächtiiche Unterausnutzung der vorhandenen Ar- 
beitskapazität verschleiern. Auf der anderen Seite su- 
chen viele Menschen, die als erwerbslos geführt wer- 
den, aber bereit und willens sind, eine Arbeit anzu- 
nehmen, erst gar nicht nach Arbeit, weü sie diese 
Suche in der derzeitigen wirtschaftlichen Situation für 
aussichtslos halten. 

12. Eine solche Situation ist äußerst gravierend. Sie 
bedingt eine enorme wirtschaftiiche Vergeudimg, da 
beträchtiiche Ressourcen ungenutzt bleiben, die bei 
produktivem Einsatz eine erhebhche Steigerung des 
Lebensstandards und des Wohlstands der Bürger er- 
lauben würden. 

Sodann bringt diese Situation Frustration, einen Ver- 
lust an Kenntnissen und Fähigkeiten und eine zuneh- 
mend negative Einstellung zur Arbeit mit weitrei- 
chenden negativen Auswirkungen mit sich. 

Weiterhin ist diese Situation die Hauptursache für so- 
ziale Ausgrenzung und die Haupterklärung dafür, 
daß sich die Einkommensverteilung verschlechtert 
und neue Formen der Armut entstehen. 

In vielen Fällen schließhch stehen gewisse Formen 
von Gewalt und Kriminalität und die Entwicklung 
anderer sozialer Krankheitsbüder in eindeutigem Zu- 
sammenhang mit der Zunahme der Arbeitslosigkeit. 

13 . Hinzu kommt, daß die Arbeitslosigkeit in der 
Gemeinschaft nicht nur sehr hoch ist, sondern außer- 
dem noch sehr ungleich verteüt ist. 

Bei den Jugendhchen unter 25 Jahren ist die Arbeits- 
losenquote mit über 22 % mehr als doppelt so hoch wie 
bei den übrigen Altersgruppen. Dies deutet darauf 
hin, daß ein sehr großer Teü der Jugendlichen große 
Schwierigkeiten hat, ihre Erwartungen zu verwirkli- 
chen imd sich in die Gesellschaft zu integrieren. 


Die Arbeitslosigkeit trifft außerdem bestimmte Perso- 
nen besonders nachhaltig, wenn man bedenkt, daß 
rund 50 % der Arbeitslosen seit mehr als einem Jahr 
und 30 % seit mehr als zwei Jahren in dieser Situation 
sind. 

Diese Zahlen machen deutlich, daß es einen klaren 
sozialen Bruch zwischen der Situation jener, die eine 
recht stabile und sichere Beschäftigung haben, und 
der Situation jener gibt, die über lange Zeit arbeitslos 
sind. 

Die Arbeitslosigkeit ist schheßlich auch je nach Mit- 
gliedstaat und Gemeinschaftsregion sehr ungleich 
ausgeprägt. Nach jüngsten Schätzungen lebt über die 
Hälfte der Arbeitslosen in den 42 Regionen mit einer 
Arbeitslosenquote von mehr als 12%. Die regionalen 
Arbeitslosenquoten hegen zwischen einem Minimum 
von 3% und einem Maximum von über 30%. 

14 . Unter diesen Umständen muß jede Sozialpohtik, 
sei sie gemeinschafthch oder national, vorrangig dazu 
beitragen, das ernste Problem der Arbeitslosigkeit zu 
lösen und die Ungleichheit in den Auswirkungen der 
Arbeitslosigkeit zu verringern. Außerdem muß jede 
Maßnahme im Bereich der Arbeit, die die Gefahr einer 
weiteren Verschlechterung der globalen Beschäfti- 
gungssituation oder einer noch ungleicheren Vertei- 
lung der Arbeitslosigkeit bergen könnte, aufmerksam 
geprüft werden. 


2. Die „Kooperative Wachstumsstrategie für 
mehr Beschäftigung" 

16. Die Sachverständigengruppe unter Leitung von 
Herrn Cecchini (vgl. Ziffer 7) kam zu dem wichtigen 
Ergebnis, daß die Europäische Gemeinschaft in den 
kommenden Jahren wahrscheinhch das erfolgver- 
sprechendste Terrain für Wachstum und Beschäfti- 
gung ist. Aber die Vorteüe, die sich aus der Vollen- 
dung des Binnenmarktes ergeben können, gewinnen 
noch mehr an Bedeutung, wenn die Mitghedstaaten 
erkennen, daß die Rückkehr zu einem anhaltenden 
Wachstum eine verstärkte Zusammenarbeit voraus- 
setzt. 

Diese Wirtschaftsstrategie wurde bereits von der 
Kommission 1985 unter der Bezeichnung „Koopera- 
tive Wachstumsstrategie für mehr Beschäftigung'' 2) 
vorgeschlagen. 

16. Nxm handelt es sich darum, diese „Strategie" in 
die gegenwärtige Wirtschaftslage einzubetten, die 
einen beschäftigungswirksamen Konjunktur auf- 
schwung erfährt. Es geht auch um die Optimierung 
ihrer Möghchkeiten durch die volle Nutzimg des 
potentiellen Wachstums und der Handlungsspiel- 


2) Entschließung des Rates vom 22. Dezember 1986 
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räume, die sich aus der Vollendung des Binnenmark- 
tes ergeben. 

17 . Die Vollendung des Binnenmarktes wird näm- 
hch die Beschränkungen abschwächen, die auf der 
makroökonomischen Pohtik lasten: Durch Haushalts- 
einsparungen wird sich die Position der Gemeinschaft 
nach außen verbessern. Gleichzeitig wird der inflatio- 
nistische Druck zurückgehen. Somit wird die makro- 
ökonomische Pohtik über einen größeren Handlungs- 
spielraum verfügen, um die Angebots- und Nachfra- 
gebedingimgen zu verbessern und gleichzeitig die 
Verwirkhchung der kooperativen Wachstumsstrate- 
gie für mehr Beschäftigung, die sich auf die Zusam- 
menarbeit zwischen Gemeinschaft, Mitghedstaaten 
und Sozialpartnern stützt, spürbar erleichtern. 

18 . Diese aktuahsierte Strategie erweist sich auch 
bei der gegenwärtigen Wirtschaftskonjunktur als not- 
wendig; die europäischen Volkswirtschaften können 
nicht auf positive Anreize von außen hoffen, so daß 
sich das Wirtschaftswachstum in der Gemeinschaft im 
wesenthchen auf seine inneren Kräfte stützen und 
sich die Gemeinschaft verstärkt dafür einsetzen muß, 
das Wachstum strukturschwächerer Regionen zu för- 
dern; insbesondere ist vermehrt nach Lösungen für 
das Schuldenproblem zu suchen und den betreffen- 
den Ländern ein außenwirtschaftliches Umfeld zu bie- 
ten, das dem wirtschaftlichen Wachstum förderhch 
ist. 

19. Daher muß stärker als bisher auf eine Abstim- 
mung der Wirtschaftspohtik auf Gemeinschaftsebene 
hingearbeitet werden, um so die Synergiewirkung der 
Vollendung des Binnenmarktes und der flankieren- 
den Maßnahmen der Strukturfonds, die den wirt- 
schaftlichen und sozialen Zusammenhalt festigen sol- 
len, zu gewährleisten. 

20 . Auf diese Weise können die sozialen Folgen der 
Umstrukturierungsmaßnahmen, die das unvermeid- 
bare Gegenstück zu den Produktionsgewinnen und 
der Steigerung des Wachstumspotentials bilden, ab- 
geschwächt und die möghchen Widerstände gegen 
die Vollendung des Binnenmarktes leichter überwun- 
den werden. 

21 . Auch darf nicht übersehen werden, daß die un- 
gleiche Verteilung der Arbeitslosigkeit dazu führt, 
daß dieses Problem in den verschiedenen Mitghed- 
staaten sehr unterschiedhch wahrgenommen wird. 
Für die Lösung dieses Problems bedarf es daher neben 
einem globalen Ansatz auch der Überzeugung, daß 
diese Lösung für alle imd für jeden Mitghedstaat ein- 
deutige Nettogewinne bringen wird. In diesem Sinne 
fällt der Kommission bei ihrer Analysetätigkeit imd 
der Verbreitung von Informationen eine besonders 
wichtige Rolle zu. 


3. Die Sozialpolitik der Gemeinschaft und der 
„Binnenmarkt'' 

22 . Im Rahmen des Programms zur Verwirkhchung 
des „Binnenmarktes" hat die Sozialpohtik eine Viel- 
zahl von Aktionen verschiedenster Art zu betreiben. 


In erster Linie gilt es, jenen Entwicklungsprozeß abzu- 
schheßen, der die uneingeschränkte Inanspruch- 
nahme der Freizügigkeit und der Niederlassungsfrei- 
heit verbürgt. Trotz der enormen Fortschritte, die die 
Gemeinschaft in den letzten 30 Jahren bei der tat- 
sächhchen Inanspruchnahme dieser Freiheiten erzielt 
hat, bestehen nach wie vor fühlbare Restriktionen in 
der uneingeschränkten Ausübung dieser Rechte. 
Diese Restriktionen müssen durch eine Revision der 
Basisvorschriften über die Freizügigkeit und die Nie- 
derlassungsfreiheit, in die auch die Rechtsprechung 
des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften 
während der letzten Jahre einfließen muß, beseitigt 
werden. 

23 . Andererseits weisen die Wanderungsbewegun- 
gen, wie sie heute typisch sind und den Vorausschät- 
zungen zufolge in Zukunft vorherrschen werden, 
ganz andere Aspekte auf und bringen ganz andere 
Probleme mit sich als jene Bevölkerungsbewegungen, 
wie sie für die sechziger und die frühen siebziger 
Jahre kennzeichnend waren. Aus diesem Grund müs- 
sen die Basisregelungen über die Freizügigkeit ange- 
paßt oder aber neue Maßnahmen beschlossen wer- 
den, die die spezifischen Probleme dieser neuen For- 
men der Abwanderung regeln. 

24 . Der Beitrag der Sozialpohtik zur vollen Verwirk- 
hchung der Freizügigkeit darf sich nicht darin er- 
schöpfen, die noch bestehenden Hemmnisse zu besei- 
tigen: Es müssen auch aktive Maßnahmen vorgese- 
hen werden, um insbesondere die Mobihtät qualifi- 
zierter Fachkräfte zu fördern. Hierin ist eine unerläß- 
hche Komponente der Pohtik der wissenschaftiichen 
und technologischen Entwicklung zu sehen, die auch 
ein Grundpfeiler der „neuen Dimension" für Europa 
sein muß. 

25 . Da der gemeinsame Standpunkt des Ministerra- 
tes bezüghch der geplanten Richtlinie über eine aUge- 
meine Regelung zur Anerkennung der Hochschuldi- 
plome bereits festgelegt ist, müssen außerdem die 
Arbeiten auf dem Gebiet der gegenseitigen Anerken- 
nung der Beruf squahfikationen — Voraussetzung 
für die Errichtung eines „europäischen Arbeits- 
marktes" — selektiv beschleunigt werden. 

26 . Diese aktive Pohtik der Errichtung eines „euro- 
päischen Raums der Mobihtät" muß auch dazu beitra- 
gen, daß diese neuen Wanderungsströme hochqualifi- 
zierter Arbeitskräfte so austariert werden, daß eine 
möghchst homogene Verteilung nach Herkunftsge- 
bieten wie auch nach Bestimmungsgebieten erreicht 
wird, da andemfaUs die Gefahr bestünde, daß ein zu 
stark polarisierter Prozeß erhebhchen Widerstand 
auslösen und so die effektive Öffnimg dieser Märkte 
gefährden würde oder daß bestimmte Regionen oder 
bestimmte Mitghedstaaten übermäßige Verluste an 
quahfizierten Arbeitskräften zu beklagen hätten, wo- 
durch sich ihre Entwicklungsmöghchkeiten reduzie- 
ren würden. Die Kommission muß diese neuen Phäno- 
mene eingehend analysieren und verfolgen, aUe In- 
itiativen der Mitghedstaaten, durch die diese Bevölke- 
rungsbewegungen in ein Gleichgewicht gebracht 


3) Richtlinie des Rates über eine allgemeine Regelung zur Aner- 
kennimg der Hochschuldiplome, die eine mindestens drei- 
jährige Berufsausbildung abschließen (ETS 41, EDUC 42) 
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werden sollen, unterstützen und gegebenenfalls die 
ihr geboten erscheinenden Korrekturen Vorschlä- 
gen. 

27 . In die ständige Beobachtung dieser Wande- 
rungsphänomene sind auch die anderen Gruppen von 
Arbeitskräften einzubeziehen. Obgleich es derzeit 
wenig wahrscheinhch erscheint, daß es zu einer star- 
ken Zunahme innergemeinschafthcher Wanderungen 
von nichtqualifizierten Arbeitskräften kommen wird, 
darf nicht übersehen werden, daß die Bevölkerungs- 
situation in den verschiedenen europäischen Ländern 
alles andere als gleich ist. 

Insbesondere als Folge weiterhin rückläufiger Gebur- 
tenziffern werden verschiedene Länder in nicht zu fer- 
ner Zukunft erstmals erhebliche Schwierigkeiten ha- 
ben, um innerhalb ihrer Landesgrenzen die benötig- 
ten Arbeitskräfte zu finden; gleichzeitig werden an- 
dere Länder der Gemeinschaft weiterhin mit hoher 
Arbeitslosigkeit zu kämpfen haben. Schon jetzt sollte 
deshalb begonnen werden, die verschiedenen pohti- 
schen Optionen zu untersuchen, die für die Behebung 
von Ungleichgewichten der geschilderten Art in Be- 
tracht kommen könnten, damit die sozialen Netto- 
Kosten der verschiedenen Alternativen evaluiert und 
die vorteilhaftesten Lösungen vorgeschlagen werden 
können. 

28 . Bei der Konzeption der Sozialpolitik muß auch 
berücksichtigt werden, daß die eindeutig positiven 
Wirkungen, die mittelfristig von der Verwirklichung 
des Binnenmarktes zu erwarten sind, auch mit gewis- 
sen Kosten verbunden sein werden. 

Über verschiedene Zeiten hin kann es zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze und gleichzeitig zum Fortfall be- 
stehender Arbeitsplätze kommen. Obgleich sich die 
Zahl der neugeschaffenen Arbeitsplätze regelmäßig 
und nachhaltig erhöhen wird, ist es möghch, daß sich 
der Verlust an Arbeitsplätzen auf die ersten Umstruk- 
turierungsphasen konzentriert. Dies bringt mit sich, 
daß die Kurve der zeithchen Auswirkungen des Bin- 
nenmarktes auf die globale Beschäftigungs Situation 
die Form eines „J" haben könnte, obgleich der et- 
waige negative Verlauf zu Beginn der Kurve von an- 
deren Faktoren abhängen wird, auf die weiter unten 
eingegangen wird. 

Die Schätzungen der Sachverständigen in der 
Cecchini-Studie^) zeigen jedoch, daß selbst kurzfri- 
stig insgesamt 2,0 Mio. Arbeitsplätze geschaffen wer- 
den könnten (d. h. selbst unter Berücksichtigung ei- 
nes anfänglichen negativen Effekts in Form eines Ver- 
lustes von 250 000 Arbeitsplätzen). Mittelfristig könn- 
ten in der Gemeinschaft 5 Mio. neue Arbeitsplätze 
entstehen und ein Wachstum von 7 % eintreten, wenn 
die Gemeinschaft gleichzeitig geeignete wirtschafth- 
che und strukturelle Flankierungspolitiken durch- 
führt, um die von der Expansion als Folge der Vollen- 
dung des Binnenmarktes geschaffenen Möglichkei- 
ten optimal zu nutzen. 

29 . Angesichts dieser Situation muß neben den akti- 
ven Politiken zur Schaffung des neuen europäischen 
Sozialraums die Sozialpolitik flankierend eingreifen. 


4) „1992 Le D^fi: Nouvelles donnees economiques de l'Europe 
Sans frontieres" — Flammarion 1988 


Diese flankierenden Maßnahmen, die auf nationaler 
wie auf gemeinschafthcher Ebene zu treffen sein wer- 
den, müssen zwei Ziele verfolgen: Verringerung der 
Kosten des Prozesses, soweit diese Kosten unvermeid- 
bar sind, und gerechte Verteilung der Lasten. 

30. Die Kostenminimierung läßt sich auf verschie- 
dene Weise bewerksteUigen, ohne daß dadurch die 
Verwirklichung der allgemeinen Ziele des Prozesses 
gefährdet wird. 

In erster Linie müssen bei der Erarbeitung einer spe- 
zifischen Maßnahme alle möglichen negativen, auch 
kurzfristigen Auswirkungen dieser Maßnahme be- 
rücksichtigt und die geeigneten Vorkehrungen ge- 
troffen werden, um diese Auswirkungen zu dämpfen 
oder sie zur Erleichterung der notwendigen Anpas- 
sungen über eine längere Übergangszeit zu vertei- 
len. 

Eine zweite Methode bestünde darin, den Prozeß der 
Schaffung neuer Arbeitsplätze soweit wie möglich zu 
beschleunigen, obgleich die konkreten Handlungs- 
möglichkeiten auf diesem Gebiet sehr begrenzt sind, 
wenn man von den bereits erwähnten Möglichkeiten 
absieht, die die Schaffung eines geeigneten makro- 
ökonomischen Umfelds betreffen. 

Die dritte Methode bestünde darin, Maßnahmen zu 
erlassen, um den notwendigen Prozeß der Mobüität 
zwischen alten und neuen Arbeitsplätzen zu erleich- 
tern und zu beschleunigen. Hier haben die Struktur- 
fonds und insbesondere der EFRE darauf hinzuwir- 
ken, daß die Schaffung bleibender Arbeitsplätze in 
den betreffenden Regionen beschleunigt wird. 

31 . Mit Maßnahmen der hier beschriebenen Art lie- 
ßen sich mit großer Wahrscheinhchkeit die globalen 
Arbeitsplatzverluste, die die Verwirkhchung des Bin- 
nenmarktes vorübergehend nach sich ziehen könnte, 
vermeiden, ohne die in der Folgezeit zu erwartenden 
Vorteile des Binnenmarktes zu gefährden. Die Ver- 
wirklichung des Binnenmarktes basiert auf einer Viel- 
zahl von Maßnahmen und Entscheidungen, die sich 
zeitiich überlagern. Zu berücksichtigen ist, daß die 
Vollendung des Binnenmarktes auf einer Vielzahl von 
Maßnahmen und Entscheidungen basiert, die sich 
zeitiich überlagern. Dank geeigneter flankierender 
Politiken zur Nutzung der vom Binnenmarkt gebote- 
nen Vorteile und zur Reduzierung der negativen Aus- 
wirkungen auf die Beschäftigung (indem diese über 
eine längere Zeitspanne verteilt werden oder indem 
erreicht wird, daß die positiven Auswirkungen be- 
stimmter Maßnahmen die negativen Wirkungen an- 
derer kompensieren), können die negativen Auswir- 
kungen teilweise oder zur Gänze kompensiert wer- 
den. Anders gesagt: Das Gesamtbeschäftigungsprofil 
in Form eines „J" ist nicht eine unvermeidliche Kon- 
sequenz des Binnenmarktes; mit den entsprechenden 
Vorkehrungen läßt sich die Abwärtskurve abflachen 
und sogar gänzlich kompensieren. 

32 . Die Stufe, auf der die beschriebenen flankieren- 
den Maßnahmen zu treffen sind, ist je nach Fall unter- 
schiedlich. Für die erste Serie von Maßnahmen sind 
grundsätzhch die Gemeinschaftsorgane im Rahmen 
der Erarbeitung und Durchführung der im Weißbuch 
über die Vollendung des Binnenmarktes vorgesehe- 
nen Bestimmungen zuständig. So heißt es in Arti- 
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kel 8 C der Einheitlichen Akte: „Bei der Formuherung 
ihrer Vorschläge zur Verwirkhchung der Ziele des 
Artikels 8 A berücksichtigt die Kommission den Um- 
fang der Anstrengungen, die einigen Volkswirtschaf- 
ten mit unterschiedhchem Entwicklungsstand im 
Zuge der Errichtung des Binnenmarktes ab verlangt 
werden, und kann geeignete Bestimmungen Vor- 
schlägen. " 

Für die zweite und dritte Serie der flankierenden 
Maßnahmen sind die Mitghedstaaten zuständig, auch 
wenn die Gemeinschaft über die Strukturfonds und 
durch Verbreitung der erfolgreichsten Neuerungen in 
den Mitghedstaaten dabei ebenfalls eine wichtige 
Rolle spielen kann. Der hier erforderhche Anpas- 
sungsprozeß wird um so problemloser und rascher in 
Gang kommen, je höher das Niveau der beruflichen 
Qualifikation der Arbeitskräfte ist und je mehr in die- 
sen Bereich investiert wird. 

33. Dennoch kann es ungeachtet aUer flankierenden 
Maßnahmen zu besonders nachteüigen Auswirkun- 
gen auf die Beschäftigung in bestimmten Gebieten 
oder für bestimmte Personenkategorien kommen. In 
diesem Fall muß die nationale und gemeinschafthche 
Sozialpohtik versuchen, die Kosten der erforderhchen 
Anpassung gerecht zu verteilen. Die Mitghedstaaten 
können dazu beitragen, indem sie Maßnahmen zur 
Reduzierung der individueUen Kosten der Anpassung 
(Programme für das vorzeitige Ausscheiden aus dem 
Erwerbsleben, Stärkung der Mechanismen der sozia- 
len Sicherung usw.) treffen. Auf Ebene der Gemein- 
schaft müssen die Schwierigkeiten in Abstimmung 
mit den Mitghedstaaten im Rahmen des Europäischen 
Sozialfonds und der anderen reformierten Struktur- 
fonds angegangen werden. 


4. Die Sozialpolitik der Gemeinschaft und der 
„wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt"' 

34. Zu den neuen Aufgaben, die der Gemeinschaft 
in der Einheithchen Akte gesteht werden, gehört es 
auch, den wirtschafthchen und sozialen Zusammen- 
halt der Gemeinschaft zu stärken und insbesondere 
das Gefälle zwischen den verschiedenen Regionen 
und den Rückstand der am wenigsten begünstigten 
Regionen zu verringern. 

Ein verstärkter Zusammenhalt ist ein generehes Ge- 
bot, und die hierzu unternommenen Schritte können 
über die Zielregionen hinaus für die gesamte Gemein- 
schaft Vorteile bringen. Dieser verstärkte Zusammen- 
halt steht zudem insofern eine unerläßhche Ergän- 
zung des zur VoUendung des Binnenmarktes führen- 
den Prozesses dar, als sich so verschiedene der bereits 
angesprochenen unerwünschten Effekte kompensie- 
ren lassen. 

35. Auch wenn nicht präzis festgelegt wurde, was 
der „wirtschaf fliehe und soziale Zusammenhalt" bein- 
haltet, hegt es doch auf der Hand, daß es hierbei nicht 
nur um eine Angleichung der Arbeitsentgelte zwi- 
schen den verschiedenen Regionen — ein Ziel, das mit 
Hilfe einfacher Transferprogramme bewerkstelhgt 
werden kann — , sondern um eine Verringerung des 


Gefäßes im Entwicklungs- und Beschäftigungsniveau 
geht. 

Auch beschränkt sich der „wirtschaf fliehe und soziale 
Zusammenhalt" nicht auf eine Harmonisierung der 
für die Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehungen 
maßgebhehen Vorschriften, auch wenn eine solche 
Konvergenz ein Aspekt und eine Folge eines verstärk- 
ten „wirtschafthchen und sozialen Zusammenhalts" 
ist. 

36. Die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts — als Prozeß einer Angleichung der 
Entwicklungsniveaus und der Arbeitsmarktverhält- 
nisse im Wege des Fortschritts — setzt eine stärkere 
Dynamik des endogenen Entwicklungspotentials der 
rückständigsten Regionen voraus. Hauptaufgabe der 
sich auf die reformierten Strukturfonds stützenden 
flankierenden Pohtiken ist es, diese Dynamik zu för- 
dern. Auch die Mobihtät der Arbeit, die Mobihtät des 
Produktivkapitals oder eine Kombination beider Fak- 
toren kann zum Entstehen dieses Zusammenhalts bei- 
tragen. 

37. Bei dem in aUen Gebieten der Gemeinschaft er- 
reichten Niveau der wirtschafthchen Entwicklung 
und sozialen Sicherung und ungeachtet der noch be- 
stehenden großen Unterschiede wird die Mobihtät der 
Arbeit eher einen marginalen Beitrag zum wirtschaft- 
hchen und sozialen Zusammenhalt leisten. Die inner- 
gemeinschaftlichen Wanderungen werden, wie be- 
reits angesprochen, aher Voraussicht nach vor aUem 
hochquahfizierte Fachkräfte betreffen. So wichtig sie 
in strategischer Hinsicht sein werden, so werden sie 
zahlenmäßig doch eher begrenzt bleiben. Außerdem 
werden davon in erster Linie die am höchsten entwik- 
kelten Gebiete betroffen sein. 

38. Die Mobihtät des Produktivkapitals hingegen 
dürfte nach aßen logischen Erwartungen zunehmen, 
da die VoUendung des Binnenmarktes den FortfaU 
zahlreicher Hemmnisse für einen freien Kapital-, 
Diensfleistungs- und Warenverkehr beinhaltet. 

Die Analysen über die Industriestandortfaktoren, die 
Erfahrungen in anderen Wirtschaftsräumen und ei- 
gene Erfahrungen der Mitghedstaaten zeigen jedoch, 
daß sich Produktivkapital nicht ausschheßheh nach 
Niedriglohngebieten verlagert, wie dies mitunter be- 
hauptet wird. Gewiß spielt der Lohnkostenfaktor vor 
aUem in arbeitsintensiven Industrien eine Rolle, doch 
können andere Faktoren wie das Angebot an Infra- 
struktur, die Quahtät der öffentlichen Dienstleistun- 
gen oder das Angebot an quahfizierten Arbeitskräften 
mehr ausschlaggebend sein. 

Die Regionen mit Entwicklungsrückstand sind in die- 
ser Hinsicht nicht besonders attraktiv. Eine Pohtik der 
Stärkung des wirtschafthchen und sozialen Zusam- 
menhalts muß daher zum Ziel haben, die Nachteile 
dieser Regionen wettzumachen, um Produktivkapital 
anzuziehen und gleichzeitig die Möghehkeiten der 
endogenen Entwicklung zu verbessern. 

39. Als Instrumente für die Stärkung des wirtschaft- 
hchen und sozialen Zusammenhalts sind erneut in 
erster Linie die gemäß der Einheithchen Akte refor- 
mierten Strukturfonds zu nennen. 
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Wie der Europäische Rat auf seiner Tagung in Brüssel 
am 11. und 12. Februar 1988 beschlossen hat, werden 
die Mittel der Fonds beträchtlich aufgestockt und sol- 
len ab 1993 bei jährlich 13,5 Mrd. ECU liegen, was 
real einer Verdoppelung der derzeitigen Mittelaus- 
stattung entspricht. Diese Verdoppelung der Fonds- 
mittel ist eine entscheidende Waffe im Kampf gegen 
das Gefälle zwischen den verschiedenen Regionen 
der Gemeinschaft. 

40 . Diese Finanzbestimmungen verbürgen aber 
noch nicht, daß der Transfer von Ressourcen nach den 
ärmsten Regionen das endogene Entwicklungspoten- 
tial stimulieren würde. 

Auch die Modalitäten für den Einsatz der Mittel müs- 
sen geändert und verbessert werden. Auf seiner Ta- 
gung vom 24. Juni 1988 hat der Ministerrat eine Rah- 
menverordnung über die Aufgaben der Strukturfonds 
verabschiedet, mit der die Struktur und das Funktio- 
nieren der Strukturfonds so geändert werden sollen, 
wie dies notwendig ist, um ihren Beitrag zum „wirt- 
schaftlichen und sozialen Zusammenhalt" nach fol- 
genden Prinzipien zu erhöhen: 

a) Die Interventionen sollen auf eine kleine Zahl ein- 
facher und präziser Ziele im Hinbhck auf greifbare 
Ergebnisse konzentriert werden: 

— Fördenmg der Entwicklung und der strukturel- 
len Anpassung der Regionen mit Entwicklungs- 
rückstand (Ziel Nr. 1); 

— Umstellung der Regionen und der Gebiete, die 
vom industriellen Niedergang schwer betroffen 
sind (Ziel Nr. 2); 

— Bekämpfung der Langzeitarbeitslosigkeit (Ziel 
Nr. 3); 

— Erleichterung der Einghederung der Jugendli- 
chen in das Erwerbsleben (Ziel Nr. 4); 

— beschleunigte Anpassung der Agrarstrukturen 
(Ziel Nr. 5 a) und Förderung der Entwicklung 
der ländlichen Gebiete (Ziel Nr. 5 b). 

b) An die Stelle des traditionellen sektoralen Ansat- 
zes soll ein „integrierter Ansatz" treten, bei dem 
die Ressourcen der verschiedenen Fonds auf ein 
und dasselbe Ziel konzentriert werden können, um 
so die „kritische Masse" zu erhöhen und die Wirk- 
samkeit der einzelnen Interventionen zu verbes- 
sern. Konkret ist eine Beteüigung aller drei Fonds 
(EFRE, ESF und E AG FL- Ausrichtung) für die Ziele 
Nr, 1 und 5 b möglich, während der EFRE und der 
ESF für das Ziel Nr. 2, der ESF allein für die Ziele 
Nr. 3 und 4 und der EAGFL- Ausrichtung allein für 
das Ziel Nr. 5 a in Betracht kommen. 

c) An die Stelle der „Vorhabenmethode" soll nach 
und nach eine pragmatische Methode „mehrjähri-j 
ger operationeller Programme" treten, mit denenj 
die Gemeinschaftsmaßnahmen durch nationale,’ 
regionale und örtliche Aktionen verstärkt werden 
und auf einen flexibleren Interventions- und Finan- 
zierungsmechanismus zurückgegriffen werden 
kann, der die Möglichkeit bietet, die Verwendung 
der Mittel zu differenzieren und ihre Wirksamkeit 
zu erhöhen. 


d) Zwischen öffentiichen und privaten Stellen, die an 
der Vorbereitung, Begleitung, Evaluierung und 
Ausführungskontrolle mitwirken, sollen neue For- 
men der Assozüerung und Zusammenarbeit ge- 
schaffen werden. 

Mit diesen neuen Formen der Zusammenarbeit 
wird es möglich sein, die starren und bürokrati- 
schen Verfahren auf ein Minimum zu reduzieren 
und größeres Gewicht auf die Phase der Planung 
imd Vorbereitung (deren Finanzierung in voller 
Höhe von den Gemeinschaftsfonds übernommen 
werden könnte) sowie auf die fortlaufende Bewer- 
tung der Wirksamkeit der Programme zu legen, 
damit gegebenenfalls Änderungen oder Korrek- 
turen vorgenommen werden können, die durch 
zwischenzeitlich eingetretene Veränderungen oder 
andere unvorhersehbare Ereignisse notwendig 
werden. 

e) Es soll ein konzentrierter Einsatz der Mittel der 
Strukturfonds für positive Maßnahmen gefördert 
werden, mit denen sich das endogene Wachstums- 
potential der Zielgebiete entwickeln oder die Ursa- 
chen der spezifischen Probleme bestimmter Perso- 
nengruppen — beispielsweise ein unzulängliches 
Ausbildungsniveau — beseitigen lassen. Hierin 
wird eine unabdingbare Voraussetzung gesehen, 
damit die Strukturfonds zu einer nachhaltigen Be- 
seitigung vorhandener Ungleichgewichte und Un- 
gleichheiten und damit zu einem echten wirt- 
schafthchen und sozialen Zusammenhalt beitragen 
können. 

41 . Voraussetzung für die Stärkung des wirtschaftli- 
chen und sozialen Zusammenhalts ist nicht nur ein 
optimaler Einsatz der aufgestockten Mittel der Struk- 
turfonds, sondern auch die Einsetzung verschiedener 
anderer Politiken, mit denen eine ausgewogenere 
geographische Verteilung der Wirtschaftstätigkeit 
durch Förderung der Kapitalmobilität und Entwick- 
lung der endogenen Wachstumspotentiale erreicht 
werden kann. 

Als Instrumente im Dienste der Sozialpolitik bieten 
sich in erster Linie Bildungsmaßnahmen und Maßnah- 
men zur Harmonisierung der Vorschriften über die 
Arbeitsbeziehungen und Arbeitsbedingungen an. 

42 . Die technologische Entwicklung als Folge eines 
verstärkten Wettbewerbs in der Gemeinschaft und 
das in der Einheitlichen Akte festgeschriebene Ziel 
einer Stärkung der technischen und wissenschaftli- 
chen Grundlagen der europäischen Industrie machen 
eine Anhebung des Ausbildungsstandards aller Ar- 
beitskräfte und engere Beziehungen zwischen den 
Schulen und den Unternehmen erforderhch. Die Län- 
der mit dem größten Ausbildungsrückstand werden 

I zusätzhche Anstrengungen unternehmen müssen, um 
sich auf den Gemeinschaftsdurchschnitt hinzuentwik- 
keln. 

Letztlich ist dies eine unabdingbare Voraussetzung, 
damit eine konvergierende Entwicklung im Lebens- 
standard eintreten kann und die innereuropäischen 
Wanderungsströme, die sich in Zukunft verstärken 
dürften, ausgewogen sind und folglich nicht einen 
Widerstand auslösen, der sie und alle damit verbun- 
denen Vorteile blockieren würde. 
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43 . Besondere Beachtung verdient die ständige Wei- 
terbildung als wesentüches Instrument zur Verwirkh- 
chung obiger Ziele. Diese Form der Ausbildung wirft 
jedoch heikle Finanzierungsprobleme auf. So ist es für 
die in Brot und Arbeit stehenden Arbeitskräfte wich- 
tig, daß Finanzierungsmechanismen vorgesehen wer- 
den, bei denen die Kosten — unter Berücksichtigung 
der Vorteile, die jeder Beteihgte aus der Bildung 
hat — auf die Arbeitskräfte, die Unternehmen und die 
Gesellschaft als Ganzes umgelegt werden. Anders 
stellt sich das Problem bei den arbeitslosen Arbeits- 
kräften, für die Programme denkbar sind, die zugleich 
der beruflichen Bildung dienen und das Niveau der 
sozialen Sicherung verbessern. 

Wichtig ist auch, daß die im Rahmen solcher Pro- 
gramme vermittelte Ausbildung genau wie auf ande- 
ren Ausbildungsebenen eine amthche Anerkennung 
erfährt, die für bestimmte Ausbildungsstufen auf Ge- 
meinschaftsebene erfolgen kann. 

44 . Angesichts dieser Ziele und der hohen Jugend- 
arbeitslosigkeit gehört auch die berufliche Eingliede- 
rung der Jugendlichen zu den vorrangigen Aktions- 
bereichen. Wichtig ist in diesem Zusammenhang eine 
genaue Kenntnis der Mechanismen, mit denen der 
Übergang von der Schule auf das Berufsleben erleich- 
tert werden kann. Vor allem aber muß vermieden wer- 
den, daß die einmal erworbenen beruflichen Kennt- 
nisse durch eine längere Zeit der Arbeitssuche als 
unvermeidbare Folge vermehrter Arbeitslosigkeit 
wieder verlorengehen. 

Diese längere Zeit der Arbeitssuche könnte vielmehr 
dazu benutzt werden, die beruflichen Kenntnisse zu 
vertiefen und an die Erfordernisse der Arbeitswelt 
anzupassen. Hier wäre an eine Empfehlung im Adon- 
nino-Bericht über das Europa der Bürger anzuknüp- 
fen, allen Jugendlichen die Möghchkeit zu bieten, 
nach Abschluß der Ausbildung im Rahmen der Schul- 
pflicht eine ein- oder mehrjährige ergänzende Berufs- 
ausbildung zu erhalten. Der Rat hat am 1. Dezember 
19875) einen Beschluß in diesem Sinne gefaßt. 

46 . Ein stark umstrittenes Thema ist die Harmonisie- 
rung der Vorschriften für die Arbeitsbeziehungen und 
Arbeitsbedingungen. Einerseits besteht weitgehend 
Einigkeit darin, daß Gleichheit auf diesem Gebiet in 
jedem Fall besser ist als Unterschiedhchkeit, sofern 
diese Gleichheit zur Stärkung des wirtschaftiichen 
und sozialen Zusammenhalts beitragen kann, indem 
eine konvergierende Entwicklung in den Bedingun- 
gen, unter denen sich das Arbeiten vollzieht und die 
Rechte und Pflichten der Arbeitnehmer definiert und 
vereinbart werden, herbeigeführt wird. 

Die Gleichheit gilt auch deshalb als wünschenswert, 
weil sie zur Konsoüdierung des „neuen europäischen 
Wirtschaftsraums" beiträgt, da eine Vereinfachung 
des rechthchen Rahmens die Mobilität des Produktiv- 
kapitals erleichtern und den Unternehmen zu einer 
besser vergleichbaren Wettbewerbsposition verhel- 
fen kann. 

SchUeßhch ist eine größere Einheithchkeit auch ange- 
sichts der außerordentlich verschiedenartigen Vor- 


5 ) ABI. L 346 vom 10. Dezember 1987, S. 31 bis 33 


Schriften der Mitghedstaaten besonders wünschens- 
wert. 

46 . Fragwürdiger erscheint dagegen die relative Be- 
deutung dieser Vorteile, vor allem in komplexen Ge- 
sellschaften und hochentwickelten Volkswirtschaften 
wie denen der Gemeinschaft. 

Zunächst hängt die Vereinheitlichung der Arbeitsbe- 
dingungen sowie der Rechte und Pflichten der Arbeit- 
nehmer, zusätzhch zur Existenz mehr oder weniger 
allgemeiner Durchführungsregeln, von zahlreichen 
Faktoren ab, so vor allem von der wirtschaftiichen 
Lage, der Arbeitsmarktiage und der Macht und dem 
Organisationsgrad der Arbeitgeber- und Arbeitneh- 
mervertretungen . 

Ähnhch den für die Industriestandortentscheidungen 
maßgebhchen Faktoren hängt auch die Wettbewerbs- 
fähigkeit der Unternehmen in den hochentwickelten 
Volkswirtschaften mehr von der Quahtät der angebo- 
tenen Produkte oder Dienstleistungen als von den Ar- 
beitskosten ab. 

Die Arbeitskosten wiederum sind nicht nur eine Frage 
der Löhne, sondern auch des Produktivitätsniveaus, 
das wiederum von verschiedenen anderen Faktoren 
wie dem Grad der Mechanisierung und Organisation 
des Produktionsprozesses abhängt. Weiterhin werden 
die Arbeitskosten von der Lohnsteuer und anderen 
steuerähnlichen Abgaben mitbestimmt, deren Höhe 
sich nicht immer nach dem Lohnniveau richtet. Aus all 
diesen Gründen führt eine Vereinheitiichung des 
rechtlichen Rahmens nicht zwangsläufig zu einer An- 
gleichung der Wettbewerbsbedingungen für die Un- 
ternehmen. 

47 . Daraus läßt sich indessen nicht folgern, daß die 
unterschiedhchen Lohnkosten oder Arbeitsbedingun- 
gen nicht das freie Spiel des Wettbewerbs berühren 
und folghch nicht als ein Phänomen „unlauteren 
Wettbewerbs" oder „sozialen Dumpings" angesehen 
werden könnten. 

Dieses Problem wird für die Unternehmen arbeitsin- 
tensiver Industrien jedoch nur dann wirklich bedeut- 
sam, wenn die Unterschiede sehr groß sind. 

48 . Die Mitghedstaaten der Gemeinschaft befinden 
sich nicht in dieser Situation. 

Ganz abgesehen davon, daß die sehr arbeitsintensi- 
ven Wirtschaftszweige ständig an Bedeutung vertie- 
ren, haben alle Länder der Gemeinschaft institutio- 
nelle Systeme zur Regelung der Arbeitsbedingungen, 
bei denen die grundlegenden Ähnlichkeiten größer 
sind als die Unterschiede: sie sind Bestandteil demo- 
kratischer politischer Systeme, wo der rechtliche Rah- 
men von frei gewählten Volksvertretern festgelegt 
wird und die Organisationsfreiheit der Arbeitnehmer 
voll verbürgt ist. 

Unter diesen Umständen ist die Furcht vor einem ge- 
nerellen „sozialen Dumping" nicht berechtigt, außer 
in den Fällen, in denen die weiter oben beschriebenen 
Freiheiten nicht wirklich in Anspruch genommen 
werden können, was bei bestimmten organisierten 
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Formen von „Schattenwirtschaft" der Fall sein 
kann. 

49 . Eine gewisse Einheitiichkeit ist in bestimmten 
Bereichen dennoch notwendig. So besteht weitge- 
hende Einigkeit darüber, daß allen Beschäftigten in 
der Gemeinschaft Mindestnormen für die Sicherheit 
und Hygiene am Arbeitsplatz gewährleistet werden 
müssen. Nach Artikel 118A der Einheitlichen Akte 
setzen sich die Mitgliedstaaten „die Harmonisierung 
der in diesem Bereich bestehenden Bedingungen bei 
gleichzeitigem Fortschritt zum Ziel". Die entspre- 
chenden Beschlüsse kommen mit qualifizierter Mehr- 
heit zustande. 

60 . Während die Vorteile einer weiterreichenden 
Einheitlichkeit — ausgenommen in den soeben ge- 
nannten Fällen — noch fraglich sind, droht ihre prak- 
tische Verwirklichung auf ernste Schwierigkeiten zu 
stoßen. 

Ein erstes Problem liegt in der derzeitigen Verschie- 
denartigkeit, die in der Geschichte und in der rechtli- 
chen und kulturellen Tradition jedes Landes verwur- 
zelt ist. Dies zu ändern wäre nicht einfach. Selbst 
völlig analoge Einrichtungen hätten so je nach Mit- 
gliedstaat eine sehr unterschiedliche Bedeutung und 
Tragweite. 

Ein weiteres, unter den gegenwärtigen Umständen 
weit gravierenderes Problem ist darin zu sehen, daß 
die Harmonisierung bestimmter Normen das Sterben 
von Unternehmen in bestimmten Ländern oder Regio- 
nen noch beschleunigen würde, was bei der hohen 
Arbeitslosigkeit in der Gemeinschaft unvertretbar ist 
und nur da$ Gegenteil von einem verstärkten wirt- 
schaftlichen und sozialen Zusammenhalt bewirken 
würde. 

Im übrigen müssen die Mitgliedstaaten die Möglich- 
keit haben, den institutioneilen Rahmen, der die Ar- 
beitsbedingimgen regelt, in der für zweckmäßig er- 
achteten Weise zu ändern, um die Effizienz der Ar- 
beitsmärkte zu verbessern und das Beschäftigungsni- 
veau zu erhöhen. 

Ein drittes Problem, das es zu berücksichtigen gilt, ist 
darin zu sehen, daß eine gesetzgeberische Regelung 
bestimmter Fragen die Aktionsmöglichkeiten der So- 
zialpartner unterhöhlen und das Gleichgewicht zwi- 
schen den beiden wichtigsten Formen der Reglemen- 
tierung des Arbeitsmarktes — gesetzgeberische und 
tarifvertragliche Reglementierung — bedrohen kann. 
Dies ist einer der Hauptgründe dafür, daß jede Reform 
auf diesem Gebiet zunächst einen weitgehenden Kon- 
sens der Sozialpartner voraussetzt. 

51 . Diese Argumentation bedeutet nicht, daß jede 
Vereinheitlichung, die sich nicht unmittelbar auf Fra- 
gen der Sicherheit und Hygiene am Arbeitsplatz be- 
zieht, unterbleiben müßte. In jedem Fall sind die rela- 
tiven Kosten der Ungleichheit gegen die relativen Ko- 
sten einer Angleichung abzuwägen. Außerdem gilt es 
zu bedenken, daß die institutioneile Dynamik der ein- 
zelnen Länder unterschiedlich ist und daß die Wir- 
kung jeder hier getroffenen Maßnahme folglich unter- 
schiedlich ist. 


5. Sonstige sozialpolitische Ziele der 
Gemeinschaft 

52 . Wie wir bereits gesehen haben, werden von der 
Vollendung des Binnenmarktes und der Stärkung des 
wirtschafüichen und sozialen Zusammenhalts kräf- 
tige Impulse für die Wirtschaftstätigkeit und für die 
Beschäftigung in der Gemeinschaft erwartet. Eine Lö- 
sung aller sozialen Probleme kann davon natürlich 
nicht erwartet werden. 

So ist nicht auszuschließen, daß die Arbeitslosigkeit 
noch relativ hoch bleibt. Selbst wenn man davon aus- 
geht, daß die Vollendung des Binnenmarktes nach 
den Schätzungen im Cecchini-Bericht®) zur Schaf- 
fung von rund fünf Millionen neuen Arbeitsplätzen 
führen wird und daß diese neugeschaffenen Arbeits- 
plätze zur Hälfte dazu dienen werden, die Arbeitslo- 
sigkeit zu verringern und zur anderen Hälfte den neu 
auf den Arbeitsmarkt Drängenden Arbeit zu geben, 
wird die Arbeitslosenquote in der gesamten Gemein- 
schaft nänüich nur um etwa zwei Punkte zurückge- 
hen. Obgleich diese Reduzierung nicht unbedeutend 
ist, wird sich in der Gemeinschaft dennoch weiterhin 
das Problem einer massiven Arbeitslosigkeit stellen. 

53 . Unter diesen Umständen muß die Sozialpolitik 
der Gemeinschaft wie auch die Sozialpolitik der Mit- 
gliedstaaten in der nächsten Zukunft Programmen zur 
Schaffung neuer Arbeitsplätze und zur Förderung der 
Beschäftigung der Personengruppen mit besonderen 
Schwierigkeiten sowie Programmen der sozialen Soli- 
darität, mit denen die gravierendsten Folgen der Ar- 
beitslosigkeit für das Familieneinkommen abgemil- 
dert werden sollen, Priorität einräumen. 

64 . Was die Programme für mehr Beschäftigung be- 
trifft, so muß sich die Gemeinschaftspolitik neben den 
bereits erwähnten Aktionen^) auf zwei Hauptziele 
konzentrieren: Wachstum der Beschäftigung durch 
Schaffung neuer Unternehmen und berufliche Wie- 
dereingliederung der Langzeitarbeitslosen. 

65 . Nach den Prinzipien der Ratsentschließung vom 
22. Dezember 19868) gilt es, die Programme zur Un- 
terstützung der KMU einschließlich der Entwicklung 
von Genossenschaften und lokaler Beschäftigungs- 
initiativen fortzusetzen. 

Die Bedeutung dieser Programme liegt darin, daß sie 
zur Entwicklung der derzeitigen und künftigen Indu- 
strie- und Produktionsstrukturen beitragen, indem sie 
Initiativen kleineren Umfangs unterstützen, die sich 
jedoch als sehr wettbewerbsfähig und beständig er- 
weisen und sich in bestimmten Fällen sogar soweit 
entwickeln können, daß aus ihnen die mittleren und 
großen Unternehmen von morgen hervorgehen wer- 
den. Wichtig sind Experimente auf diesem Gebiet, 
weil aus Mißerfolgen auch nützliche Lehren für an- 
dere Initiativen gezogen werden können. Zu beden- 
ken ist auch der positive Beitrag derartiger Initiativen 
zur Entwicklung des ländlichen Lebens und zur Erhal- 
tung eines besseren räumlichen Gleichgewichts. 


6) „1992 Le Defi: Nouvelles donnees economiques de l'Europe 
Sans fronti^res“ — Flammarion 1988 
siehe Absätze 29 ff. 

®) Dokument des Ministerrates Nr. 407 vom 19. Dezember 
1986 
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56 . Für die Langzeitarbeitslosen enthält die Ent- 
schließung des Rates ebenfalls mehrere Aktions- 
grundsätze: Ausbau der Sonderprogramme zur beruf- 
hchen Wiedereingliederung dieser Arbeitnehmer- 
gruppe und Festlegung eines Gemeinschaftskonzepts 
für die Probleme der Langzeitarbeitslosigkeit auf der 
Grundlage der erfolgreichsten nationalen Erfahrun- 
gen. 

57 . Diese Maßnahmen sind hüfreich, weil die indivi- 
duellen und kollektiven Kosten der Arbeitslosigkeit 
mit zunehmender Dauer der Arbeitslosigkeit anwach- 
sen. So sehen zahlreiche Systeme der Arbeitslosen- 
versicherung degressive und/oder zeitlich begrenzte 
Barleistungen vor. Auch ist bekannt, daß mit länger 
dauernder Arbeitslosigkeit die Verluste an menschli- 
chem Kapital zunehmen und die Motivation und die 
Selbstachtung sowie der Wille, Arbeit zu suchen, 
nachlassen. Anders gesagt: es beginnt ein Teufels- 
kreis, den zu durchbrechen immer schwieriger wird. 
Bei dieser Situation sind solche Programme am wirk- 
samsten, bei denen die von der Langzeitarbeitslosig- 
keit am stärksten bedrohten Personen rechtzeitig 
identifiziert und in eine wie immer geartete Erwerbs- 
tätigkeit reintegriert werden können. 

58 . Dennoch muß damit gerechnet werden, daß un- 
geachtet aller Bemühimgen die Situation einer großen 
Zahl von Arbeitslosen nicht befriedigend geregelt 
werden kann. In diesem Fall güt es, alle der Gesell- 
schaft zu Gebote stehenden Solidaritätsmechanismen 
zxim Tragen zu bringen. Eine ideale Maßnahme be- 
stünde darin, allen Bürgern ein Mindesteinkommen 
zu sichern. 

Andererseits müssen auch die Sozialhilfeprogramme 
ständig überprüft und an die neuen Bedürfnisse imse- 
rer Gesellschaft angepaßt werden. Diese Programme 
sollten soweit wie möglich die Ursachen jedes Pro- 
blems beseitigen helfen imd nicht deren axiffälligsten 
Symptome zu kurieren versuchen. 


6. Der soziale Dialog 

59 . In den letzten Jahren hat die Kommission eine 
neue Serie von Kontakten zu den Sozialpartnern an- 
geknüpft, um deren Einstellung zu den wichtigsten 
Initiativen der Gemeinschaft wie „kooperative 
Wachstumsstrategie", Schaffung des Binnenmarktes 
und Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen Zu- 
sammenhalts in der Perspektive 1992 in Erfahrung zu 
bringen. 

Die Kommission ist überzeugt, daß der soziale Dialog 
für Fortschritte im europäischen Einigimgswerk uner- 
läßlich ist, weil er zu einem Konsens zu führen ver- 
mag, der später in konkrete Vorschläge für neue Ge- 
meinschaftsregelungen einmünden kann. Auch für 
die praktische Durchführung dieser Regelimgen ist 
die ständige Mitarbeit der Arbeitgeber- und Arbeit- 
nehmervertretimgen eine wichtige Voraussetzung. 

Das Weißbuch über die VoUendimg des Binnenmark- 
tes sieht hierzu vor: „. . . wird die Kommission das 
Gespräch mit den Regierrmgen und Sozialpartnern 
fortsetzen, um sicherzustellen, daß die durch die Voll- 
endung des Binnenmarktes eröffneten Möglichkeiten 


durch geeignete Maßnahmen zur Erfüllung der ge- 
meinschaftlichen Ziele der Vollbeschäftigung xmd der 
sozialen Sicherheit abgerundet werden." 9) 

60 . In Artikel 118B der Einheitiichen Akte wurde 
der soziale Dialog auf europäischer Ebene durch die 
Bestimmung institutionalisiert, daß die Kommission 
sich darum bemüht, den Dialog zwischen den Sozial- 
partnern auf europäischer Ebene zu entwickeln, der, 
wenn diese es für wünschenswert halten, zu vertrag- 
lichen Beziehungen führen kann. 

Schließlich hat der Europäische Rat auf seiner Tagung 
in Hannover am 27. und 28. Juni die Kommission auf- 
gefordert, den Dialog mit den Sozialpartnern zu inten- 
sivieren. 

61 . Wenn einer Intensivierung des sozialen Dialogs 
in allen Bereichen der Sozialpolitik grundlegende Be- 
deutung zukommt, so gibt es einige Bereiche, in de- 
nen dieser Dialog absolut unerläßlich ist. 

Zunächst ist ein verstärkter sozialer Dialog unerläß- 
lich, um die Effizienz einer Politik der Zusammenar- 
beit auf makroökonomischer Ebene zu verbessern. 
Wenn der Europäischen Gemeinschaft neue Wege zu 
eigenständigem Wachstum und Hebung des Beschäf- 
tigungsniveaus eröffnet werden sollen, ist für eine 
geordnete Entwicklimg der Löhne imd sonstigen Ar- 
beitskosten Sorge zu tragen, und die Erfahrung zeigt, 
daß sich dieses Ziel im Wege des Dialogs und der 
Zusammenarbeit leichter erreichen läßt. Wie bereits 
erwähnt, hat die „kooperative Wachstumsstrategie" 
dank dem in Val Duchesse eingeleiteten Dialog die 
Unterstützung der Sozialpartner gefunden, und es 
darf gehofft werden, daß jede neue Initiative in die- 
sem Siim die gleiche Unterstützung erhält. 

62 . Unerläßlich ist die Zusammenarbeit der Sozial- 
partner auch für Maßnahmen zur Förderung der be- 
ruflichen Bildung und Anpassungsfähigkeit der Ar- 
beitskräfte. Insbesondere muß nach mehreren Jahren 
der Stagnation oder der rückläufigen Entwicklung bei 
den Investitionen und bei der Beschäftigung für ein 
flexibles Angebot angesichts steigender Nachfrage 
gesorgt werden. So gilt es, rechtzeitig „Engpässe" 
und andere Probleme bei einer raschen Bereitstellung 
genügend qualifizierter Arbeitskräfte, die zu einer 
Neubelebung inflationistischer Spannungen führen 
könnten, zu erkennen und zu beseitigen. 

63 . Sehr wichtig ist der soziale Dialog auch für die 
sozialpohtischen Maßnahmen zur Konsolidierung des 
Binnenmarktes. Die Sozialpartner können dazu bei- 
tragen, die Probleme im Zusammenhang mit der ef- 
fektiven Inanspruchnahme der Freizügigkeit und 
Niederlassungsfreiheit aufzudecken und den Inhalt 
der beruflichen Qualifikationen festzulegen. 

Darüber hinaus müssen die Sozialpartner aktiv an der 
Aufdeckimg imd Korrektur der Anpassungskosten 
mitwirken, die die Verwirklichung des Binnenmark- 
tes mit sich bringt, damit die Arbeiten in den Sektoren, 


9) Weißbuch, Ziffer 20 
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die am stärksten von den stnikturellen Veränderun- 
gen der Wirtschaft in Mitleidenschaft gezogen wur- 
den oder gezogen werden könnten, fortgesetzt wer- 
den können. 

64 . Schließhch muß sich auch die Formulierung ei- 
nes gemeinschaftlichen Arbeitsrechts — sowohl im 
Bereich Sicherheit und Hygiene als auch für die ande- 
ren Aspekte der Arbeitsbeziehungen odqr Arbeitsbe- 
dingungen — auf einen sozialen Dialog gründen. 


Der Abschluß von Vereinbarungen auf diesem Gebiet 
oder zumindest eine klare Annähenmg der Stand- 
punkte ist wichtig, wenn die zu formulierenden Vor- 
schläge eine Erfolgschance haben sollen. 

Auch lassen sich mit dem sozialen Dialog jene Nuan- 
cen berücksichtigen, die notwendig sind, damit die 
Harmonisierung der Arbeitsbedingungen im Wege 
des Fortschritts niemandem unvertretbare Kosten auf- 
bürdet. 
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Zweiter Teil: Aktionsvorschläge 


1. Sozialpolitische Maßnahmen zur 
Verwirklichung des Binnenmarktes 

65. Die Maßnahmen, mit denen die Sozialpolitik zur 
Vollendung des Binnenmarktes beiträgt, lassen sich 
in drei Gruppen einteilen. 

Eine erste Gruppe von Maßnahmenist dazu bestimmt, 
die noch bestehenden Hemmnisse für eine uneinge- 
schränkte Inanspruchnahme der Freizügigkeit und 
des Niederlassungsrechts zu beseitigen. 

Mit einer zweiten Gruppe aktiverer Maßnahmen sol- 
len die neuen Formen der beruflichen Mobilität inner- 
halb Europas wie Mobilität der qualifizierten Arbeits- 
kräfte, Mobilität der Selbständigen, Mobilität der Wis- 
senschaftler usw., die sich in dem Maße, wie der Bin- 
nenmarkt Gestalt annimmt, intensivieren dürften, ge- 
fördert werden. 

Die dritte Gruppe umfaßt flankierende Maßnahmen, 
mit denen die möglichen Folgen des Binnenmarktes 
für die Beschäftigungssituation bestimmter Personen- 
gruppen oder bestimmter Regionen rechtzeitig aufge- 
deckt und nach Möglichkeit ausgeschaltet oder, so- 
fern dies nicht möglich ist, zumindest die erforderli- 
chen Kompensationen geschaffen werden sollen. 


1. Maßnahmen für eine verbesserte effektive 
Inanspruchnahme der Freizügigkeit und 
Niederlassungsfreiheit 

66. Revision der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 
über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb 
der Gemeinschaft und der Richtlinie 68/360/EWG zur 
Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschränkun- 
gen für Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten und ihre 
Familienangehörigen innerhalb der Gemeinschaft 

Mit dieser Revision sollen die beiden Rechtsinstru- 
mente der Rechtsprechung des Europäischen Ge- 
richtshofes und den heutigen Gegebenheiten der geo- 
graphischen und beruflichen Mobilität angepaßt wer- 
den, die nicht mehr den Gegebenheiten von 1968 ent- 
sprechen. 

In Zusammenhang mit der Verordnung Nr. 1612/68 
ist folgendes erforderlich: 

— Der unmittelbare Anwendungsbereich des Ge- 
meinschaftsrechts muß insbesondere auf alle 
Blutsverwandten des Arbeitnehmers und seines 
Ehegatten in absteigender und aufsteigender Linie 
sowie auf die unterhaltsberechtigten Seitenver- 
wandten ausgedehnt werden, die das Recht erhal- 
ten müssen, mit dem Arbeitnehmer in das Aufnah- 
meland einzureisen. 


— Bei der Gewährung von sozialen und steuerlichen 
Vergünstigungen müssen entsprechende Situati- 
onen grundsätzlich gleichgestellt werden. 

— Das Aufenthaltsrecht arbeitsloser oder kurzfristig 
beschäftigter Arbeitnehmer sowie das Aufent- 
haltsrecht der Arbeitnehmer, die ihre Tätigkeit 
nicht in der Gemeinschaft ausüben, aber mit einem 
Mitghedstaat eine enge Verbindung behalten, 
weil dort ein Vertragsverhältnis eingegangen 
wurde oder weil dort dieses Vertrags Verhältnis 
seine Wirkung zeitigt, muß gestärkt werden. 

Was die Richtlinie 68/360 betrifft, so soll die Geltungs- 
dauer der EG -Aufenthaltsgenehmigung bei Verlän- 
gerung auf zehn Jahre erhöht werden und gültig blei- 
ben, wenn die Abwesenheiten vom Beschäftigungs- 
land sechs Monate nicht überschreiten. Schließlich 
wird vorgeschlagen, daß die verwaltungsmäßigen Er- 
schwernisse, die immer noch bei der Ausstellung der 
Aufenthaltsgenehmigungen auftreten, beseitigt wer- 
den. 

67. Restriktive Auslegung der in Artikel 48 Abs. 4 
EWG-Vertrag vorgesehenen Nichtanwendung des 
Prinzips der Freizügigkeit auf die Beschäftigung in der 
öffentlichen Verwaltung 

Der Gerichtshof lO) der Europäischen Gemeinschaften 
hat diese Ausnahmebestimmung, die nur in solchen 
Fällen anwendbar ist, in denen die Beschäftigung mit 
der Ausübung hoheitlicher Gewalt verbunden ist oder 
die Wahrung der allgemeinen Interessen des Staates 
betrifft, restriktiv ausgelegt. 

In Übereinstimmung mit dieser Rechtsprechung soll 
die in einigen Mitgliedstaaten gängige Praxis, den 
Zugang zur Beschäftigung im öffenthchen Dienst den 
eigenen Staatsangehörigen vorzubehalten, systema- 
tisch revidiert werden. 

Unter die Revision fallen in erster Linie öffentiiche 
Dienstleistungsbetriebe (öffentliche Verkehrsbe- 
triebe, Gas und Elektrizität, Post- und Femmeldewe- 
sen, Rundfunkanstalten, Luft- und Schiffahrtgesell- 
schaften sowie Eisenbahnen), operationeile Gesund- 
heitsdienste, öffentliche Unterrichtsanstalten und die 
zivile Forschung in öffentlichen Anstalten. 


10) Rechtssache 152/73 — Sotgiu — 12. Februar 1974 
Rechtssache 2/74 — Reyners — 21. Juni 1974 
Rechtssache 149/79 — Kommission/Belgien — 17. Dezem- 
ber 1980 und 26. Mai 1982 

Rechtssache 307/84 — Kommission/Frankreich — 3. Juni 
1986 

Rechtssache 66/85 — Lawrie — Blum — E. 

Rechtssache 225/85 — Kommission/Italien — 16. Juni 1987 
Rechtssache 147/86 — Kommission/Griechenland — 

15. März 1988 
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68. Revision der Systeme der sozialen Sicherheit für 
bestimmte Gruppen von Wanderarbeitnehmern und 
Klärung der steuerlichen Regelung für Grenzgänger 

Diese Vorschriften dienen der Koordinierung der ein- 
zelstaatlichen Systeme der sozialen Sicherheit mit 
dem Ziel, den in der Gemeinschaft zu- und ab wan- 
dernden Arbeitskräften — gleich ob Arbeitnehmer 
oder Selbständige — sowie ihren Familienangehöri- 
gen eindeutige Verhältnisse hinsichtlich des anwend- 
baren Rechts, die Erhaltung der erworbenen Ansprü- 
che imd die Gleichbehandlung mit Inländern zu ga- 
rantieren. In erster Linie gilt es, die wichtigsten noch 
bestehenden Situationen von Rechtsvakuum hinsicht- 
lich der Arbeitslosen und der Empfänger einer Vorru- 
hestandsrente sowie der Beschäftigten des öffentli- 
chen Dienstes zu beseitigen. 

Was die Arbeitslosen und die Empfänger von Vorru- 
hestandsrenten betrifft, so muß der Rat die Prüfung 
des Vorschlags von 1980 beschleunigen, der das 
Tenitorialitätsprinzip für die Gewährung der Leistun- 
gen bei Arbeitslosigkeit aufheben soll. Nach heuti- 
gem Gemeinschaftsrecht müssen Arbeitslose im Land 
ihrer letzten Beschäftigung bleiben, da die Leistungen 
nicht in einen anderen Mitgliedstaat übertragen wer- 
den können. 

Nach dem Vorschlag der Kommission sollen die Ar- 
beitnehmer ihre Ansprüche auf Leistungen bei Ar- 
beitslosigkeit behalten, wenn sie ihren Wohnsitz in 
einen anderen Mitgliedstaat verlegen, wo sie größere 
Chancen haben, eine Beschäftigung zu finden. In die 
neue Regelung sollen auch die Leistungen aufgrund 
von Vomihestandsregelungen einbezogen werden, 
die ebenfalls übertragbar werden, wenn der Arbeit- 
nehmer seinen Wohnsitz in einen anderen Mitglied- 
staat verlegen will. 

Für die Arbeitnehmer im öffentlichen Dienst gelten 
häufig besondere Systeme der sozialen Sicherheit, die 
vom Anwendungsbereich der Gemeinschaftsrege- 
lung ausgesondert sind. Diese Aussonderung behin- 
dert die Mobilität der betreffenden Arbeitnehmer, 
was sich vor allem im Falle der Lehrer und Forscher 
nachteilig auswirkt. Die Kommission will daher diese 
Arbeitnehmergruppe in den personellen Anwen- 
dungsbereich der Gemeinschaftsvorschriften für die 
soziale Sicherheit einbeziehen. 

Für die Grenzgänger ergeben sich die größten 
Schwierigkeiten hinsichtlich der Einkommensbe- 
steuerung aus der Tatsache, daß sie in einem Mit- 
gliedstaat wohnen und in einem anderen Mitglied- 
staat arbeiten. Dieser Umstand kann zu einer ungün- 
stigeren steuerlichen Behandlung gegenüber den Ar- 
beitskollegen führen. Zur Beseitigung dieser Diskri- 
minienmg hat die Kommission 1979 ^ 2 ) einen Vor- 
schlag unterbreitet, in dem sie sich für das Wohnsitz- 
land als das für die Besteuerung maßgebliche Land 
ausgesprochen hat. Dieser Vorschlag ist noch immer 
beim Ministerrat blockiert, doch wird die Kommission 
weiterhin auf eine Verabschiedung drängen. 


11) KOM(80) 312 endg., ABI. Nr. C 169 vom 9. Juli 1980, S. 22 

12) KOM(79) 737 endg., ABI. C 21 vom 26. Januar 1980, S. 6 
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69. Einführung einer allgemeinen Regelung zur An- 
erkennung der Hochschuldiplome als Berufsausbil- 
dungsnachweis und einer Regelung der Entsprechung 
der beruflichen Qualifikationen 

Auf seiner Tagung am 22. Juni 1988 hat der Rat emen 
gemeinsamen Standpunkt zu dem Vorschlag einer 
Richtlinie ^3) über eine allgemeine Regelung zur Aner- 
kennung der Hochschuldiplome, die eine Berufsaus- 
bildung ab schließen, angenommen, der dem Europäi- 
schen Parlament nach dem Verfahren des Artikels 149 
des Vertrags zugeleitet wurde. Danach soll jeder, der 
nach mindestens dreijähriger Hochschulausbildung 
ein Diplom erhalten hat, das ihn zur Ausübung eines 
Berufs in einem Mitgliedstaat berechtigt, diesen Beruf 
auch in einem anderen Mitgliedstaat ausüben dür- 
fen. 

Auf seiner Tagung in Hannover hat der Europäische 
Rat den Wunsch geäußert, daß die Voraussetzungen 
für diese gegenseitige Anerkennung geschaffen wer- 
den. Nach dem Beschluß des Rates vom 16. Juli 
1985 1^) arbeitet die Kommission intensiv daran, ge- 
meinsame Beschreibungen verschiedener Berufe mit 
Angabe der jeweiligen Anforderungen zu erstellen 
und eine Bestandsaufnahme der entsprechenden Be- 
zeichnungen zu machen. Diese Arbeiten betreffen fol- 
gende Berufsgruppen: Hotel- und Gaststättenge- 
werbe; Automechanik: Bauwirtschaft; Elektrotech- 
nik; Landwirtschaft, Gartenbau und Forstwirtschaft; 
Textil- und Bekleidungsindustrie. 

Darüber hinaus will die Kommission in diesem Be- 
reich eine Initiative im Hinblick auf die gegenseitige 
Anerkennung der Berufsausbüdung und der berufli- 
chen Quahfikationen ergreifen. 

Des weiteren wurde der Kommission im Weißbuch i5) 
das Mandat erteilt, die Möglichkeit der Einführung 
eines europäischen „Berufsausbildungsausweises" zu 
prüfen und 1989 entsprechende Vorschläge vorzule- 
gen. Dieser Vorschlag hat auch den Auswirkungen 
der zu erwartenden Vereinbarungen über die Gleich- 
wertigkeit der beruflichen Qualifikationen Rechnung 
zu tragen. 


2. Maßnahmen zur Förderung des neuen 
„europäischen Raums der Freizügigkeit" 

70. Schaffung eines neuen Systems für die Erfassung 
und Verbreitung von Informationen über die Arbeits- 
bedingungen und Beschäftigungsmöglichkeiten in 
den einzelnen Mitgliedstaaten 

Die Schaffung von Arbeitsmärkten echter europäi- 
scher Dimension erfordert eine wesentlich kostengün- 
stigere Information der Arbeitnehmer der Gemein- 
schaft, die in einem anderen Mitgliedstaat zu arbeiten 
oder Arbeit zu suchen beabsichtigen. 

Die Bereitstellung solcher Informationen ist eine ty- 
pisch gemeinschaftliche Aufgabe, die erweitert und 
an die heutigen Gegebenheiten der Arbeitsmärkte 
angepaßt werden muß. 


13) Dokument des Ministerrates 7288/88 ETS 41, EDUC 62 

14) ABI. Nr. L 199 vom 31. Juli 1985, S. 56 
1*) Weißbuch, Ziffer 90 
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Zu diesem Zweck hat die Kommission mit einer Über- 
arbeitung des SEDOC-Systems begonnen, an dessen 
Verwaltung und Anwendung die Arbeitnehmerver- 
treter direkt beteiligt werden müßten. 

Ein wirksames Informationssystem müßte zwei große 
Ziele verfolgen. Zum einen müßte es denjenigen, die 
in einem anderen Gemeinschaftsland als ihrem 
Wohnsitzland eine Tätigkeit aufgenommen haben 
oder aufzunehmen beabsichtigen, alle gewünschten 
Informationen über die Lebensbedingungen, das Ar- 
beitsrecht, die soziale Sicherheit, die steuerlichen 
Vorschriften, die Verwaltungsformalitäten usw. bie- 
ten. Die Reform des Systems setzt folglich eine genaue 
Kenntnis der Informationsbedürfnisse jeder Arbeit- 
nehmergruppe voraus. 

Zum anderen soll mit diesem Informationssystem 
auch in Erfahrung gebracht werden, welche Beschäf- 
tigungsmöglichkeiten auf Gemeinschaftsebene be- 
stehen. Dies war bisher die Hauptaufgabe des SE- 
DOC-Systems. In Zukunft soll auch dieses Ziel weiter 
verfolgt werden, jedoch mit wirksameren Metho- 
den. 

71 . Sonstige Maßnahmen zur Erleichterung und För- 
derung der Freizügigkeit innerhalb der Gemein- 
schaft 

Die Kommission hat verschiedene Programme zur 
Förderung der heutigen und künftigen Freizügigkeit 
verschiedener Personengruppen in die Wege geleitet, 
um so in bestimmten Fällen zur wissenschaftiichen 
und technologischen Entwicklung Europas und gene- 
rell zur Schaffung des „Europa der Bürger" beizutra- 
gen. Im einzelnen handelt es sich um folgende Pro- 
gramme: 

- ERASMUS 

Mit diesem Programm soll die Zusammenarbeit zwi- 
schen den Hochschulen der Mitgliedstaaten gefördert 
werden. So werden Stipendien für Studienaufenthalte 
von Studenten an Hochschulen anderer Mitgliedstaa- 
ten gewährt und die Mobilität der Studenten sowie 
des Lehr- und Verwaltungspersonals zwischen den 
Universitäten finanziell gefördert. 

- COMETT17): 

Programm zur Förderung der Zusammenarbeit zwi- 
schen Hochschule und Wirtschaft im Hinblick auf eine 
praxisgerechtere Ausbüdung der Studenten und mit 
dem Fernziel wettbewerbsfähigerer europäischer Un- 
ternehmen und verstärkten unternehmerischen Gei- 
stes bei den Studenten. Zu diesem Zweck werden Sti- 
pendien und sonstige finanzielle Hilfen für Büdungs- 
programme bereitgestellt. Die Kommission wird in 
Kürze einen Vorschlag für eine zweite Programmlauf- 
zeit für die Jahre 1990 bis 1993 vorlegen. 

- „Jugend für Europa" i®): 

Programm zur Förderung des Jugendaustauschs (Ju- 
gendliche von 15 bis 25 Jahren) in der Gemeinschaft. 
Unterstützt werden vor allem Jugendaustauschmaß- 
nahmen, die sich als kohärente Projekte in einen aus- 
drücklich pädagogischen Rahmen einfügen. Zu- 


16) ABI Nr. L 166 vom 25. Juni 1987, S. 20 

17) ABI. Nr. L 222 vom 8. August 1986, S. 17 

18) ABI. Nr. L 158 vom 25. Juni 1988, S. 42 


Schüsse werden ferner zu kurzen Studienaufenthalten 
und zur Schaffung von Jugendaustauschinfrastruktu- 
ren durch europäische Nichtregierungsorganisatio- 
nen gewährt. 

Außerdem können jungen Arbeitnehmern Zuschüsse 
zur Finanzierung von 4- bis IBmonatigen Aufenthal- 
ten in Unternehmen oder Einrichtungen anderer Mit- 
gliedstaaten oder für Kurzbesuche gewährt werden, 

— Aktionsprogramm zur Entwicklung und Verbesse- 
rung des Fremdsprachenunterrichts in der Gemein- 
schaft. Die Kommission wird in den kommenden Mo- 
naten einen Vorschlag zur qualitativen und quantita- 
tiven Verbesserung der Gemeinschaftsarbeit auf die- 
sem Gebiet vorlegen. 

72. Koordinierung der Wanderungspolitiken der 
Mitgliedstaaten 

Die Kommission wird ihre Bemühungen um eine Ko- 
ordinierung der Wanderungspolitiken der Mitglied- 
staaten gegenüber Drittländern in Anwendung von 
Artikel 118 EWG-Vertrag fortsetzen. 

So wird sie weiterhin die einschlägigen Bestimmun- 
gen der Mitgliedstaaten analysieren und die ihr ge- 
eignet erscheinenden Empfehlungen aussprechen; 
zum anderen wird sie den Beschluß i®) über die Ein- 
führung eines Verfahrens der Vorabnotifizierung für 
derartige Vorschriften durchführen, um diese Koordi- 
nierungsbemühungen zu unterstützen. 


3. Ergänzende Maßnahmen als Garant für den 
Erfolg der Anpassungen im Zuge der 
Verwirklichung des Binnenmarktes 

73. Beobachtung und Analyse der sektoralen Verän- 
derungen auf dem Arbeitsmarkt im Zusammenhang 
mit der Vollendung des „Binnenmarktes" und ande- 
ren strukturellen Veränderungen in der Wirtschaft der 
Mitgliedstaaten 

Zweck dieser Maßnahme ist es, die Auswirkungen 
des Binnenmarktes auf die Beschäftigungssituation in 
Erfahrung zu bringen und anhand dieser Analyse 
Orientierungsdaten für die Sozialpolitik zu gewinnen. 
In vielen Fällen wird es jedoch nicht möglich sein, die 
ausschließlich dem Binnenmarkt zuzuschreibenden 
Auswirkungen säuberlich von den Auswirkungen an- 
derer struktureller Veränderungen (technologischer 
Fortschritt, Entwicklung der Organisationsformen in 
der Industrie usw.) zu trennen, so daß das Beobach- 
tungsfeld auf alle Formen von Veränderungen ausge- 
dehnt werden muß. 

Diese Beobachtungs- und Analysearbeit muß vor al- 
lem auf sektoraler Ebene betrieben werden. In den 
Sektoren, die schon heute vor gravierenden Proble- 
men stehen oder demnächst stehen dürften, muß 
diese begleitende Aktion in enger Zusammenarbeit 
mit den Arbeitnehmervertretern durchgeführt wer- 
den; zusammen mit ihnen sind Aktionsvorschläge zur 
Erleichterung der notwendigen Anpassungen zu erar- 
beiten. 


19 ) KOM(88) 1044 endg. 
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Ebenso sind die Auswirkungen dieser Anpassungs- 
prozesse auf die Verteilung der Beschäftigungsmög- 
lichkeiten nach geographischen Gebieten, Unterneh- 
menstypen und Beschäftigungstypen zu berücksichti- 
gen. 

Im Rahmen der Maßnahmen für die Gleichbehand- 
lung von Frauen und Männern sind auch die spezifi- 
schen Auswirkungen des Binnenmarktes auf die Be- 
schäftigung der Frauen zu analysieren. 


IL Sozialpolitische Maßnahmen im Hinblick 
auf den „wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalt'' 

74. Die Sozialpohtik verfügt über drei Hauptinstru- 
mente, mit denen sie zur Stärkung des „wirtschafth- 
chen und sozialen Zusammenhalts" beitragen kann: 
in erster Linie die Strukturfonds der Gemeinschaft, 
und insbesondere den Europäischen Sozialfonds; so- 
dann eine Bildungspolitik zur quantitativen und qua- 
htativen Verbesserung des Schulunterrichts in allen 
Mitgliedstaaten; und schließlich die Verbesserung 
und fortschrittsorientierte Harmonisierung der Vor- 
schriften für die Arbeitsbeziehungen und Arbeitsbe- 
dingungen, die dazu dienen, die Schaffung eines „eu- 
ropäischen Sozialraums" auf der Grundlage des um- 
fänghchen Besitzstands der Gemeinschaft voranzu- 
treiben. 


1. Durchführung der Reform der Strukturfonds der 
Gemeinschaft 

75. Nach Verabschiedung der Rahmen Verord- 
nung 20 ) für die Tätigkeit der neuen Strukturfonds 
wird die Hauptaufgabe der Gemeinschaft darin beste- 
hen, spezifische Vorschriften für das Funktionieren 
der einzelnen Fonds zu erlassen und die Koordinie- 
rung zwischen den Fonds zu organisieren. 

Daneben werden auch Änderungen in der Organisa- 
tion und Verwaltung der Fonds notwendig sein, damit 
die in der Rahmenverordnung aufgestellten Ziele so 
wirksam wie möglich verwirkhcht werden können. 


2. Maßnahmen zur Förderung und Verbesserung 
der allgemeinen und der beruflichen Bildung 

76. Durch Beschaffung und Verbreitung von Infor- 
mationen und durch Erfahrungsaustausch trägt die 
Kommission zu einer Hebung des Büdungsniveaus 
und zu einer Verbesserung des Unterrichts in allen 
Mitgliedstaaten bei, insbesondere in jenen, die beson- 
dere Anstrengungen unternehmen, um den Anschluß 
an die auf diesem Gebiet fortgeschrittensten Länder 
zu finden. 

Da Prioritäten gesetzt werden müssen, konzentriert 
sich die Tätigkeit der Gemeinschaft auf zwei große 
Gebiete: Förderung der Weiterbüdung und Unterstüt- 
zung von Maßnahmen zur beschleunigten Einghede- 


20) Dokument des Ministerrates 7188/88 FSTR 24 


rung der Jugendlichen in das Erwerbsleben. Hierzu 
stehen der Kommission die Interventionen des Euro- 
päischen Sozialfonds und andere Maßnahmen zu Ge- 
bote. 

Im einzelnen werden bzw. wurden folgende Maßnah- 
men durchgeführt: 

— Begründung des Rechts auf Bildungsurlaub 
zwecks Förderung der Weiterbildung, unter Be- 
rücksichtigung der verschiedenen Erfahrungen in 
den Mitgliedstaaten. 

Angesichts des im Zuge der Vollendung des „Bin- 
nenmarktes" immer rascheren Wandels und der 
Entwicklung der technologischen Kapazität der 
europäischen Wirtschaft ist den Ausbildungsbe- 
dürfnissen, die dieser Prozeß mit sich bringt, abso- 
luter Vorrang einzuräumen. Die Kommission will 
sich dafür einsetzen, daß der Bildungsurlaub zur 
Verbesserung der beruflichen Quahfikation allen 
Arbeitskräften offensteht. 

— Aktionsprogramm im Bereich der Erwachsenenbil- 
dung im Unternehmen. 

Dieses Programm, das die Kommission demnächst 
vorzulegen gedenkt, wird insbesondere der Lage 
der kleinen und mittleren Unternehmen und der 
Unternehmen in den am wenigsten entwickelten 
Regionen Rechnung tragen. 

— Aktionsprogramm im Bereich der Ausbildung und 
der Eingliederung der Jugendhchen in das Er- 
werbsleben 

Mit diesem Programm sollen die Bemühungen der 
Mitgliedstaaten um eine bessere berufliche Bil- 
dung und eine bessere Vorbereitung der Jugendli- 
chen auf das Erwerbsleben, die Weiterbildung und 
das Erwachsenenleben unterstützt und ergänzt 
werden. 

Nach dem Beschluß des Rates vom 1. Dezember 
1987 21) soll zur praktischen Verwirkhchung dieses 
Programms ein europäisches System von Bildungs- 
initiativen errichtet werden, das gemeinsame Be- 
rufsbildungsmaßnahmen auf Gemeinschaftsebene 
in die Wege leiten und bei den Jugendhchen die 
unternehmerischen Fähigkeiten entwickeln soll. 

— EUROTECNET22) 

Mit diesem Programm soll die berufliche Bildung 
im Bereich der neuen Informationstechnologien 
gefördert werden. Hierzu sind die Erfahrungen mit 
dem höchsten Innovationsgehalt zu ermitteln und 
ein System des Erfahrungsaustausches zu schaf- 
fen. Das Programm wird ebenfalls Vorausschät- 
zungen über die neuen zu organisierenden Bil- 
dungsgänge umfassen. 

EniJe dieses Jahres wird die Kommission einen 
Bericht über den Durchführungsstand dieses Pro- 
gramms und einen Vorschlag für eine zweite Phase 
vorlegen. 


21) ABI. Nr. L 346 vom 10. Dezember 1987, S. 31 

22) ABI. Nr. C 166 vom 25. Juni 1983, S. 1 
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3. Maßnahmen zur Harmonisierung der 

Vorschriften für die Arbeitsbedingungen und 
-beziehungen im Wege des Fortschritts 

77. Vorschläge und Bestimmungen für mehr Sicher^ 
heit und Arbeitshygiene 

Die Vorschläge der Kommission für die Sicherheit und 
Hygiene am Arbeitsplatz basieren auf einer Weiter- 
führung der bisherigen Pohtik auf der sohderen 
Grundlage des Artikels 118A EWG-Vertrag, wobei 
stets von der Anhörung der sozialen Partner auszuge- 
hen und der besonderen Lage der kleinen und mittle- 
ren Unternehmen Rechnung zu tragen ist. 

Die konkreten Maßnahmen auf diesem Gebiet betref- 
fen die Sicherheit und Ergonomie am Arbeitsplatz, 
den Gesundheitsschutz und die Arbeitshygiene sowie 
die Unterrichtung und Ausbildung in Fragen der Si- 
cherheit und Hygiene. 

Zur Verbesserung der Sicherheit und Ergonomie am 
Arbeitsplatz hat die Kommission dem Rat sechs Richt- 
hnienvorschläge 23) unterbreitet. 

Eine Reihe spezifischer Maßnahmen sind nach ihrer 
Ansicht in drei mit hohen Risiken behafteten Sektoren 
notwendig: Seefahrt und Fischerei, Landwirtschaft 
und Bauwirtschaft. Für diese drei Sektoren will die 
Kommission demnächst Vorschläge unterbreiten. 

Im Bereich des Gesundheitsschutzes und der Arbeits- 
hygiene setzt sich die Kommission insbesondere für 
den Schutz von Arbeitnehmern gegen Gefährdung 
durch karzinogene und biologische Arbeitsstoffe 24), 
für Maßnahmen zum Schutz gegen chemische 
Stoffe 25) und für eine Verbesserung der Arbeitsmedi- 
zin ein. 

Schheßhch ist die Kommission der Auffassung, daß 
die Information eine unabdingbare Voraussetzung für 
den Schutz der Arbeitnehmer, insbesondere beim 
Umgang mit gefährlichen Stoffen oder Substanzen, 
ist. Die Information muß jedoch durch eine entspre- 
chende Ausbildung sowie durch die Anerkennung 
des Status der hierfür verantwortlichen Spezialisten 
ergänzt werden. 

78. Mögliche Vorschläge für andere arbeits- und ge~ 
sellschaftsrechtliche Bestimmungen 

Die Kommission will auch andere allgemeine Bestim- 
mungen betreffend die Grundrechte der Arbeitneh- 
mer Vorschlägen, um der neuen Dynamik, die sich aus 
der Vollendung des Binnenmarktes ergibt (vermehrte 
Mobihtät der Unternehmen, Zunahme der Zahl der in 
anderen Mitgliedstaaten als dem Heimatstaat tätigen 
Unternehmen), sowie den neuen Tendenzen des Ar- 
beitsmarktes und der Diversifizierung der Einstel- 
lungsmodalitäten Rechnung zu tragen. 


23) KOM(88) 73 endg., ABI. C 141 vom 30. Mai 1988, S. 1 
KOM(88) 74 endg., ABI. C 141 vom 30. Mai 1988, S. 6 
KOM(88) 75 endg., ABI. C 114 vom 30. April 1988, S. 3 
KOM(88) 76 endg., ABI. C 161 vom 20. Juni 1988, S. 1 
KOM(88) 77 endg., ABI. C 113 vom 24. April 1988, S. 7 
KOM(88) 78 endg., ABI. C 117 vom 4. Mai 1988, S. 8 

24) ABI. C 34 vom 8. Februar 1988, S. 9 
ABI. C 150 vom 8. Juni 1988, S. 6 

25) ABI. C 326 vom 5. Dezember 1987, S. 5 
ABI. C 349 vom 31. Dezember 1985, S. 32 


Hierzu gehören die geplanten Bestimmungen, die al- 
len Arbeitnehmern das Recht auf einen schriftüchen 
Arbeitsvertrag mit den wichtigsten Merkmalen ihres 
Arbeitsverhältnisses verbürgen sollen, ferner die Fest- 
legung gemeinsamer Mindestmerkmale für Arbeits- 
verträge, die nicht zu den typischen Arb eits Verhältnis- 
sen (Vollzeitbeschäftigung und Arbeitsverträge auf 
unbegrenzte Zeit) gehören, und schheßhch die Be- 
stimmungen über die obhgatorische Unterrichtung 
und Anhörung der Arbeitnehmer im FaUe wichtiger 
Veränderungen, die das Unternehmen betreffen. 

Wichtig erscheint ferner, die Bestimmungen des ab- 
geleiteten Gemeinschaftsrechts über die Gleichbe- 
handlung anhand der bisherigen Erfahrungen zu 
überarbeiten. Der Vorschlag für eine Richthnie26) 
über die Beweislast bei Problemen der Gleichbehand- 
lung und die Ausarbeitung eines „Verhaltenskodex" 
für den Schutz bei Schwangerschaft und Mutterschaft 
sind nur zwei Beispiele für die auf diesem Gebiet 
gebotenen Initiativen. 

Eine weitere wichtige Domäne betrifft die Vorschläge 
zu den neuen rechthchen Rahmenbestimmungen für 
die europäische Aktiengesellschaft, insbesondere was 
die Frage der Mitbestimmung in den Unternehmen, 
die dieses Statut haben, betrifft. 

79. Vergleichende Untersuchung der Basisvorschrif- 
ten für die Arbeitsbedingungen und Arbeitsbeziehun- 
gen in den Mitgliedstaaten 

Nach dem Beschluß des Europäischen Rates (Hanno- 
ver, 27. und 28. Juni) hat die Kommission mit den Vor- 
arbeiten für eine eingehende vergleichende Untersu- 
chung über die Arbeitsbedingungen und Arbeitsbe- 
ziehungen in den einzelnen Mitghedstaaten begon- 
nen. 

Analysiert werden sollen sowohl das theoretische 
Konzept als auch das praktische Funktionieren der 
verschiedenen Institutionen und insbesondere deren 
Dynamik, um so möghche Probleme unter dem Ge- 
sichtspunkt des sozialen Fortschritts sowie etwaige 
konvergierende oder divergierende Tendenzen in der 
Entwicklung dieser Institutionen in den einzelnen 
Ländern erkennen zu können. 

Die Ergebnisse dieser Studie könnten gegebenenfalls 
als Basis für neue Initiativen und Vorschläge der Kom- 
mission dienen. 

80. Untersuchung der Probleme, die die verschiede- 
nen Systeme der Finanzierung der sozialen Sicherheit 
im Hinblick auf die Vollendung des Binnenmarktes 
auf werfen 

Die Struktur der Finanzierung der sozialen Sicherheit 
weist nicht nur zwischen den einzelnen Mitghedstaa- 
ten, sondern auch innerhalb ein und desselben Mit- 
ghedstaats je nach Sektor große Unterschiede auf. 
Geklärt werden muß noch die Frage, wie sich diese 
Unterschiede im Hinbück auf die Verwirkhchung des 
Binnenmarktes aüswirken können. 

Vergleichend analysiert werden müssen auch die 
Auswirkungen der verschiedenen Finanzierungsfor- 


26) ABI. Nr. C 176 vom 5. Juli 1988 
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men auf veränderliche Größen wie Wettbewerbsfä- 
higkeit oder Beschäftigungsquote. 


III. Sonstige Maßnahmen zur Förderung der 
Beschäftigung und zur Sicherung der 
Solidarität 

81 . Trotz aller wirtschaftlichen Vorteile aus der Voll- 
endung des Binnenmarktes hat die Arbeitslosigkeit in 
Europa ein solches Ausmaß erreicht, daß sie auch in 
naher Zukunft aller Wahrscheinhchkeit nach hoch 
bleiben wird. Die bisherigen Bemühungen zur Be- 
kämpfung der Arbeitslosigkeit und insbesondere die 
Bemühungen mit Innovations- und Versuchscharak- 
ter sowie diejenigen, mit denen das Los der von der 
Arbeitslosigkeit am härtesten getroffenen Gruppen 
verbessert werden kann, müssen deshalb fortgesetzt 
werden. 

Diese Bemühungen reichen jedoch nicht aus, um in 
allen schwierigen Situationen Abhilfe zu schaffen, so 
daß der Kampf gegen die verschiedenen Formen der 
Armut fortgesetzt werden muß. 

Schließlich bringen die Verschärfung der Arbeitslo- 
sigkeit und andere wichtige soziale Phänomene, so 
die Entwicklung der Sterbe- und Geburtenziffern, für 
die traditionellen Systeme der sozialen Sicherheit 
neue Probleme mit sich, die es zu berücksichtigen gel- 
ten wird. 


1. Analyse der Lage und der Entwicklung bei den 
wichtigsten Variablen der nationalen 
Arbeitsmärkte 

82 . Die anhaltend hohe Arbeitslosigkeit und die Tat- 
sache, daß auch in den kommenden Jahren mit hoher 
Arbeitslosigkeit zu rechnen ist, machen eine ver- 
mehrte Analyse der Lage und der konjunkturellen 
Entwicklung dieses Problems auf Gemeinschafts- 
ebene notwendig. 

83 . So hat die Kommission mit den notwendigen 
Vorarbeiten im Hinblick auf die Herausgabe eines 
periodischen Berichts über die Konjunktur des Ar- 
beitsmarktes der Mitgliedstaaten begonnen, in dem 
insbesondere die Lage und die Entwicklung der wich- 
tigsten Variablen des Arbeitsmarktes (Erwerbsbevöl- 
kerung, Beschäftigung und Arbeitslosigkeit), auf ge- 
schlüsselt nach Regionen, Wirtschaftszweigen und 
Berufen sowie nach den persönlichen Merkmalen der 
Arbeitskräfte, vergleichend untersucht werden sollen. 
Besondere Aufmerksamkeit soll der Entstehung neuer 
Tendenzen und der Bewertung der Auswirkungen 
der jeweiligen Maßnahmen als Basis für Aktionsvor- 
schläge geschenkt werden. Der Bericht soll weiterhin 
die wichtigsten Ergebnisse der bereits erwähnten Be- 
obachtung der Binnenmarktfolgen für die Beschäfti- 
gung sowie die Ergebnisse der Monographien, die die 
Kommission über alle genannten Variablen zu erstel- 
len beabsichtigt, enthalten. 

Der Bericht soll anschheßend auf Sitzungen der Ar- 
beitsamtsleiter der Mitgliedstaaten analysiert werden 
und als Grundlage für den Jahresbericht über die Ent- 


wicklung der sozialen Lage, den die Kommission ge- 
mäß Artikel 122 EWG-Vertrag vorzulegen hat, die- 
nen. 

84 . Die vom Rat auf dessen Tagung am 26. und 
27. Juni 1986 erbetene und in der Entschließung vom 
22. Dezember 1986^7) bestätigte Analyse der Schat- 
tenwirtschaftsphänomene wird in den nächsten Mo- 
naten abgeschlossen werden können. 


2. Beschaffung und Verbreitung von Informationen 
über die beschäftigungspolitischen Maßnahmen 
der Mitgliedstaaten und über die Evaluierung 
deren Wirksamkeit 

85 . Die Kommission wird die Beschaffung und Ver- 
breitung von Informationen über die besonderen Be- 
schäftigungsförderungsprogramme der Mitghedstaa- 
ten im Rahmen des MISEP-Systems fortsetzen. Ge- 
plant ist, den Inhalt dieser Information durch Einbe- 
ziehung der Ergebnisse der Kosten-Nutzen- Analysen 
für die Programme der einzelnen Länder zu erweitern. 
Geplant ist auch eine umfassendere Verbreitung die- 
ser Informationen durch Veröff enthchung in den neun 
Amtssprachen der Gemeinschaft und durch Erweite- 
rung des Bezieherkreises. 

86. Parallel dazu hat die Kommission die laufende 
Beobachtung der Beschäftigungspohtik der Mitgüed- 
staaten und der Verwirklichung der Empfehlungen in 
der Ratsentschließung vom 22. Dezember 198628) ent- 
sprechend dieser Entschließung organisiert. Die bei- 
den ersten Halbjahresberichte hegen bereits vor, 
während am dritten Bericht noch gearbeitet wird. 


3. Aktionsprogramm für die lokale 
Beschäftigungsentwicklung 

87 . Mit diesem 1986 eingeleiteten Programm soll die 
Beschäftigung auf lokaler Ebene anhand einer Ana- 
lyse imd Verbreitung verschiedener einschlägiger Er- 
fahrungen verbessert werden. 

Die Versuche, die in 24 unterschiedhchen Gebieten 
(städtische Gebiete, ländhche Gebiete, gemischte Ge- 
biete usw.) durchgeführt wurden, sind eingehend 
analysiert worden. Die Ergebnisse dieser Analyse 
wurden im Rahmen von Vorträgen, Austauschbesu- 
chen, Fachberichten und anderem verbreitet. 


4. Aktionsprogramm zugunsten der 
Langzeitarbeitslosen 

88. In seiner Entschüeßung vom 22. Dezember 
198629) hat der Rat die Kommission aufgefordert, ein 
Aktionsprogramm mit dem Ziel vorzulegen, die posi- 
tivsten Erfahrungen im Rahmen der nationalen Pro- 
gramme zugunsten der Langzeitarbeitslosen zu ermit- 
teln und zu verbreiten und so ein Gemeinschaftskon- 
zept zur Lösung dieses Problems zu erarbeiten. 


27) ABI. C 340 vom 31. Dezember 1986, S. 2 

28) ABI. C 340 vom 31. Dezember 1986, S. 2 

29) ABI. C 340 vom 31. Dezember 1986 
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Die Kommission hat mittlerweile ein Aktionspro- 
gramm vorbereitet, mit dessen praktischer Durchfüh- 
rung im September 1988 begonnen werden soll. Im 
Rahmen dieses Programms sollen die Erfahrungen der 
Mitghedstaaten geprüft und die interessantesten Pro- 
jekte ausgewählt werden. Die Ergebnisse dieser Ana- 
lyse sollen auf verschiedenste Weise (Berichte, Aus- 
tauschbesuche, technische Hilfe usw.) verbreitet wer- 
den. 


5. Maßnahmen zur Förderung der Beschäftigung 
von Frauen 

89. Unter den in mittelfristigen Gemeinschaftspro- 
grammen 1986 bis 1990 für die Chancengleichheit der 
Frauen 3®) vorgesehenen Maßnahmen sind mittler- 
weile verschiedene Vorschläge zur Förderung der Be- 
schäftigung der Frauen und zum Abbau der Diskrimi- 
nierungen von Frauen auf dem Arbeitsmarkt verwirk- 
hcht worden, so das Sonderförderungsprogramm für 
Unternehmensgründungen durch Frauen und die För- 
derung positiver Maßnahmen zur Erhöhung der beruf- 
lichen Mobilität der Frauen in den Unternehmen. 

Für 1989 ist eine globale Bewertung über den Durch- 
führungsstand dieses Programms vorgesehen; darauf 
aufbauend sollen Aktionsvorschläge für die Zukunft 
erarbeitet werden. 


6. Programme zur Stärkung der Solidarität mit den 
in „sozialer Ausgrenzung'' lebenden Menschen 

90. Im Mittelpunkt der Tätigkeit der Kommission auf 

diesem Gebiet werden folgende Programme stehen: 

— Analyse der durch die Überalterung der Bevölke- 
rung verursachten Probleme; 

— Weiterführung der Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Armut 3^) und Inangriffnahme eines dritten 
Programms für 1990 bis 1993 auf der Basis neuer 
Prinzipien und stärker positiver Aktionen-, 

— Hehos-Programm32) zur Förderung der sozialen 
und wirtschafthchen Integration von Behinder- 
ten. 


7. Analyse sonstiger Probleme in den Systemen 
der sozialen Sicherheit 

91 . Unabhängig von den mittelbaren oder unmittel- 
baren Auswirkungen des Problems der Arbeitslosig- 
keit auf die bestehenden Systeme der sozialen Siche- 
rung ist eine Anpassung dieser Systeme mit Rücksicht 
auf gewisse sehr bedeutsame soziale Entwicklungen, 
insbesondere im Bereich der FamiHe, geboten. 

Im Vordergrund stehen dabei die Analyse sozialer 
Veränderungen der erwähnten Art und die Erfassung 
und Verbreitung von Informationen über die von den 
Mitghedstaaten im Hinbhck auf diese Anpassung vor- 


30) Beilage 3/86 zum EG -Bulletin 

31) ABI L 2 vom 3. Januar 1985, S. 24 

32) ABI. L 104 vom 23. April 1988, S. 38 


genommenen Änderungen in ihren Systemen der so- 
zialen Sicherung. 

Ausgehend von dieser Analyse wird die Kommission 
unter Berücksichtigung der Gemeinschaftsregelung 
die ihr zweckmäßig erscheinenden Empfehlimgen 
aussprechen. Hierzu gehören insbesondere Vor- 
schläge zur Sicherstellung der Gleichbehandlung 
zwischen Männern und Frauen auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit. 


IV. Ausbau des sozialen Dialogs 

92. 1986 hat die Kommission begonnen, mit den So- 
zialpartnern in zwei Arbeitsgruppen die Probleme der 
praktischen Anwendung der Strategie der Zusam- 
menarbeit und der Einführung der neuen Technolo- 
gien zu erörtern. Eine Bestätigung fand diese Aktion 
der Kommission, als der Europäische Rat auf seiner 
Tagung in Hannover im Juni 1988 die Kommission 
auf forderte, ihren Dialog mit den Sozialpartnern unter 
Berücksichtigung von Artikel 118B der Einheithchen 
Akte zu intensivieren. 

93. Bisher wurden vier gemeinsame Stellungnah- 
men erarbeitet. In den beiden ersten Stellungnahmen 
bilhgten der EGB und die UNICE die von der Kom- 
mission vorgeschlagene Strategie der Zusammenar- 
beit für Wachstum und Beschäftigung. Die beiden an- 
deren Stellungnahmen sind Fragen der beruflichen 
Bildung und der Motivation der Arbeitnehmer ange- 
sichts der neuen Technologien, die in die Unterneh- 
men Einzug halten, und der parallel hierzu notwendi- 
gen Information und Konsultation gewidmet. Ferner 
ist damit zu rechnen, daß die Sozialpartner demnächst 
eine gemeinsame Stellungnahme zur Anpassungsfä- 
higkeit des Arbeitsmarktes angesichts der Einführung 
der neuen Technologien innerhalb und außerhalb des 
Unternehmens fertigstellen werden. 

94. Die Kommission wird sich demnächst mit einem 
Richtlinienentwurf über die Unterrichtimg und Anhö- 
rung der Arbeitnehmer befassen, der die Vereinba- 
rung zwischen den Sozialpartnern gesetzgeberisch 
absichern soll. Weitere Vorschläge (zu den Arbeitsbe- 
dingungen, zur Mitbestimmungsfrage usw.) sind in 
Vorbereitung. 

95. Bis Jahresende sind eingehende Überlegungen 
zu den konkreten Einzelheiten der Verwirkhchung 
eines „Europa der Arbeitsbeziehungen" anzustel- 
len. 

Dafür bieten sich gleichzeitig zwei Wege an: 

— Erörterung von Themen, die in direkterem Zusam- 
menhang mit der Problematik des großräumigen 
Marktes stehen (soziale Sicherung, Gleichbehand- 
lung, Entsprechung der Quahfikationen, Bildung 
usw.); 

— Dezentrahsierung des Dialogs auf sektoraler 
Ebene mit dem Ziel, die Folgen der Vereinbarun- 
gen von Val Duchesse besser auf Ebene der Mit- 
gliedstaaten (Wirtschaftszweige, Sektoren, Unter- 
nehmen) zu konkretisieren. 
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V. Schlußfolgerungen: Schaffung eines 
„sozialen Sockels'' in der Gemeinschaft 

96. Die hier in ihren Umrissen skizzierten Verände- 
rungen jeder Art, die zur Berücksichtigung der sozia- 
len Dimension des Binnenmarktes zu vollziehen sind, 
werden in den nächsten Jahren in dem Maße kon- 
krete Gestalt annehmen, wie die Errichtung des Bin- 
nenmarktes voranschreitet. 

Die Verantwortung für diese Veränderungen liegt bei 
der öffentlichen Hand — MitgÜedstaaten und Ge- 
meinschaft — und bei den Arbeitgebern und Arbeit- 
nehmern auf Ebene des einzelnen Unternehmens, auf 
sektoraler Ebene und auf branchenübergreifender 
Ebene. 

97. Entscheidend aber ist, daß bis 1992 auf der 
Grundlage prioritärer Initiativen ein „sozialer Sockel“ 
in der Gemeinschaft geschaffen wird, mit dem deut- 
lich gemacht wird, daß die soziale Dimension des Bin- 
nenmarktes gleichrangig mit dessen wirtschaftlicher 
Dimension Gestalt annimmt. 

98. In erster Linie güt es, eine Struktur für die Beob- 
achtung und den Dialog zwischen allen beteihgten 
Partnern zu entwickeln. Auf der Basis der Beobach- 
tung der sich vollziehenden Veränderungen und der 
notwendigen Anpassungen zur VerwirkÜchung des 
Wachstums und Dynamik hervorbringenden Binnen- 
marktes sind sodann soziale Maßnahmen zu beschhe- 
ßen und durchzuführen, mit denen sich die Gewinne 
aus dem Binnenmarkt maximieren lassen. Dabei gilt 
es, eine entschlossene Vorwärtspolitik der Arbeits- 
platzschaffung zu führen. 

99. Sodann ist den Werktätigen zu garantieren, daß 
der freie Personenverkehr, der mit dem freien Waren-, 
Kapital- und Dienstleistungsverkehr einhergehen 
soll, auch wirklich in Anspruch genommen werden 
kann. 

Hierzu sind zwei Voraussetzungen zu erfüllen: Fami- 
henzusammenführung und angemessene soziale Si- 
cherung für alle Personen, die in der Gemeinschaft zu- 
und ab wandern (Arbeitnehmer und Selbständige). 
Weiterhin gilt es, allen die gleichen Bildimgschancen 
zu bieten und das Problem der Anerkennimg der Di- 
plome und der Gleichwertigkeit der Quahfikationen 
zu lösen. 

100. Die Vorschriften über den Gesundheitsschutz 
und die Sicherheit der Arbeitnehmer an Arbeitsstät- 
ten müssen verstärkt werden, damit sich die Entwick- 
lung des freien Waren- und Dienstleistungsverkehrs 
nicht unter Vorzeichen vollzieht, die zu einer Ver- 
schlechterung der Lebens- und Arbeitsbedingungen 
führen würden. 

In der Linie einer weiteren Verbesserung des Gesund- 
heitsschutzes der Arbeitnehmer ist also dafür Sorge zu 
tragen, daß die Richtlinien über den freien Warenver- 


kehr die Sicherheitsbedingungen, unter denen dieser 
freie Warenverkehr zu erfolgen hat, berücksichti- 
gen. 

101. Mit der Konkretisierung des Binnenmarktes 
werden sicherhch auch einschneidende Veränderun- 
gen in der Organisation der Unternehmen einherge- 
hen. Mit Sicherheit wird daraus ein neues gesell- 
schaftsrechtliches Konzept auf nationaler oder euro- 
päischer Ebene erwachsen. Gleichzeitig werden neue 
Überlegungen anzustellen sein, wie die Arbeitsbedin- 
gungen und Arbeitsbeziehungen zu regeln sind. 

102. Die Stärkung des wirtschaftlichen und sozialen 
Zusammenhalts, die mit der Verwirkhchung des Bin- 
nenmarktes einherzugehen hat, wird leider nicht ver- 
hindern können, daß weiterhin hohe Arbeitslosigkeit 
herrschen wird und daß für viele der Arbeitsmarkt 
mitunter lange Zeit verschlossen bleiben wird. Dies 
setzt eine Solidaritätsanstrengung voraus, die vor al- 
lem auf nationaler Ebene, aber auch durch Gemein- 
schaftsimpulse speziell zugunsten derjenigen zum 
Tragen kommen muß, die Opfer der neuen Armut 
oder der „großen ArmuL' sind oder denen eine soziale 
Ausgrenzung droht. Nicht übersehen werden dürfen 
dabei auch die Probleme, die durch die wachsende 
Zahl alter Menschen entstehen: die über 65jährigen 
werden im Jahr 2000 mehr als 15 % (und im Jahr 2040 
sogar 23%) der gesamten Bevölkerung der Gemein- 
schaft ausmachen. 

103. Alle hier angesprochenen Überlegungen und 
Initiativen können nur dann Sinn haben, wenn die 
Sozialpartner auf allen Stufen und Ebenen — auf der 
Stufe der Unternehmen, auf sektoraler und branchen- 
übergreifender Ebene, auf nationaler und gemein- 
schaftlicher Ebene — einen ständigen Dialog darüber 
führen, welche Mittel nach und nach einzusetzen 
sind, um die Verwirklichung der sozialen Dimension 
des Binnenmarktes sicherzustellen. 

104. Maximierung der Gewinne durch eine aktive 
Beschäftigungspolitik imd durch ständige Beobach- 
timg, Maßnahmen zur konkreten Verwirklichung des 
freien Personenverkehrs, Verbesserung des Gesimd- 
heitsschutzes und der Sicherheit der Arbeitnehmer an 
Arbeitsstätten, Arbeitsrecht, Solidarität und sozialer 
Dialog sind nach Ansicht der Kommission die Ziele 
des „sozialen Sockels“ der Gemeinschaft, dessen 
Grundsätze und wesentlichen Merkmale in eine Ge- 
meinschaftscharta der sozialen Rechte übernommen 
werden könnten, die zu gegebener Zeit dem Rat und 
dem Europäischen Parlament zugeleitet wird, 

105. In dieser Perspektive hat die Kommission, was 
sie betrifft, dem Ministerrat bereits zahlreiche Richtli- 
nienvorschläge imterbreitet. Weitere Vorschläge wer- 
den dieses und das kommende Jahr folgen. Diese Vor- 
schläge imd Aktionen sind in der beigefügten Liste 
aufgeführt. 
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Vl. Anhang 1 

Europäischer Rat Hannover — 27. und 28. Juni 1988 — 
Schlußfolgerungen des Präsidenten über die „sozialen Aspekte“ 


3. Soziale Aspekte 

Der Europäische Rat betont die Bedeutung der sozia- 
len Aspekte der Fortschritte auf dem Weg zur Ver- 
wirklichung der Ziele für 1992. 

Er stellt fest, daß der großräumige einheitiiche Markt 
durch Beseitigung der Wachstumshemmnisse die be- 
sten Aussichten für die Förderung der Beschäftigung 
und die Steigerung des allgemeinen Wohlstands der 
Gemeinschaft zum Nutzen all ihrer Bürger bietet. 

Der Europäische Rat vertritt die Ansicht, daß der Bin- 
nenmarkt so konzipiert werden muß, daß er der ge- 
samten Bevölkerung der Gemeinschaft zugute 
kommt. Dafür ist es erforderlich, daß neben der Ver- 
besserung der Arbeitsbedingungen und des Lebens- 
standards der Arbeitnehmer der gesundheitiiche und 
sicherheitsmäßige Schutz am Arbeitsplatz verbessert 
wird. Er betont, daß die zu ergreifenden Maßnahmen 
das in den Mitgliedstaaten bereits erreichte Schutzni- 
veau nicht schmälern werden. Er begrüßt die bereits 
auf der Grundlage der Vertragsbestimmungen, insbe- 


sondere des Artikels 118 a, ergriffenen Initiativen und 
ersucht die Kommission und den Rat, auf diesem 
Wege weiter voranzuschreiten. 

Der Europäische Rat ist der Ansicht, daß die Verwirk- 
lichung des großen Marktes in allen Mitgliedstaaten 
mit einem verbesserten Zugang zur Berufsaus- und 
-fortbildung, einschließlich der Ausbildung am Ar- 
beitsplatz, Hand in Hand gehen muß. In diesem Zu- 
sammenhang gibt er dem Wunsch Ausdruck, daß die 
Voraussetzungen für die gegenseitige Anerkennung 
der Befähigungen erfüllt werden. Er hebt hervor, daß 
es wichtig ist, die Sozialpartner während des gesam- 
ten Prozesses der Verwirklichung des einheitiichen 
Marktes zu informieren und zu konsultieren. Unter 
diesem Gesichtspunkt ersucht der Europäische Rat 
die Kommission, ihren Dialog mit den Sozialpartnern 
zu intensivieren und dabei Artikel 118B des Vertrags 
besondere Aufmerksamkeit zu schenken. Die Kom- 
mission wird eine Vergleichsstudie über die in den 
einzelnen Mitgliedstaaten im Bereich der Arbeitsbe- 
dingungen geltenden Vorschriften erstellen. 
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VlI. Anhang II: Aktionen betreffend die soziale Dimension des Binnenmarktes 


L Die sozialen Bedingungen des großräumigen Marktes 

1. Freizügigkeit 


(*•) Revision der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 über die Freizügigkeit der Arbeitnehmer innerhalb der 
Gemeinschaft 


( * ) Revision der Verordnungen 1408/7 1 und 574/72 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf 

Arbeitnehmer und deren Famihen, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern (Familienlei- 
stungen) 

KOM(88) 27 endg. 


(*) Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 1408/71 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Famihen, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandem (nicht beitragspflichtige gemischte Leistungen) 

KOM(85) 396 endg. 


(") Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Änderung der Verordnung 1408/71 zur Anwendung der 
Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Famihen, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandem, zugunsten von arbeitslosen Arbeitskräften (Arbeitslosigkeit xmd Vorruhestand) 
KOM (80) 312 endg. 


(**) Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ausdehnung der Verordnungen 1408/71 und 57 A/72 auf 
ahe Versicherten (Beschäftigte des öffenthchen Sektors, Studenten und Erwerbslose) 


( * ) Vorschlag für eine Verordnung des Rates zur Ändemng der Verordnung (EWG) Nr. 1408/7 1 zur Anwen- 

dung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und deren Famihen, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandem, und zur Ändemng der Verordnung 574/72 über die Durchfühmng der 
Verordnung 1408/71 (technische Anpassungen Spanien/Portugal) 

KOM (86) 125 endg. 


( * * ) Revision der Verordnungen 1408/7 1 und 574/72 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf 
Arbeitnehmer und deren Famihen, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandem (Renten) 

( • * ) Revision der Verordnimgen 1408/7 1 und 574/72 zur Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf 
Arbeitnehmer imd deren Famihen, die innerhalb der Gemeinschaft zu- imd abwandem (ahgemeine 
Aktuahsiemng) 


(•) 

Vorschlag für eine Richthnie des Rates zum Aufenthaltsrecht der Staatsangehörigen der Mitghedstaaten 
in einem Mitghedstaat, in dem sie noch nicht oder nicht mehr beschäftigt sind 

KOM (79) 215 

KOM (80) 358 

KOM (80) 649 

(*) 

Vorschlag zur Beseitigxmg der administrativen Schwierigkeiten im Zusammenhang mit den Aufenthalts- 
genehmigungen 

(••) 

Revision der Richthnie 68/360/EWG zur Aufhebung der Reise- und Aufenthaltsbeschränkungen für 
Arbeitnehmer der Mitghedstaaten und ihre Familienangehörigen innerhalb der Gemeinschaft 

(*) 

Vorschlag für eine Richthnie zur Harmonisiemng von Regelungen im Bereich der Einkommensteuer im 
Hinbhck auf die Freizügigkeit der Arbeitnehmer der Gemeinschaft (Grenzgänger) 

KOM (79) 737 

(...) 

1 Anwendung der Freizügigkeit auf die Beschäftigung im öffenthchen Dienst (Artikel 48 Abs. 4 EWGV) — 
Bericht der Kommission über die Anwendung von Artikel 48 Abs. 4 


(**) Vorschlag für eine Richthnie für ein allgemeines System der gegenseitigen Anerkennung der Bemfs- 
quahfikationen 
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(* *) Vorschlag zur Einführung eines europäischen „Berufsausbildungsausweises“ zum Nachweis der beruf- 
liehen Qualifikation des Inhabers 

i — __ 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates zur Einführung eines europäischen Seniorenausweises (ab 60 
Jahre) 


2. Spezifische sektorale Maßnahmen betreffend die Vollendung des Binnenmarktes 


(*) Mitwirkung der Arbeitnehmer an den Unternehmensbeschlüssen (Statut der europäischen Aktienge- 
sellschaft) 

KOM(88) 320 


(*) Vorschlag für eine Verordnung zur Änderung der Verordnung 3820/85 über die Harmonisierung 
bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und der Verordnung 3821/85 über das Kontrollgerät im 
Straßenverkehr 


(*) Vorschlag für eine Richüinie über einheitliche KontroUverfahren zur Anwendung der Verordnung 
3820/85 des Rates über die Harmonisierung bestimmter Sozialvorschriften im Straßenverkehr und der 
Verordnung 3821/85 über das Kontrollgerät im Straßenverkehr 


3. Beziehungen zu Drittländern 


(* *) Studien über die Probleme der Einreise in die Mitghedstaaten und die soziale Integration von Drittland- 
angehörigen (Beschlüsse des Europäischen Rates von Hannover) 


(• ^ ^) Entscheidung der Kommission zur Einführung eines Mitteilungs- und Abstimmungsverfahrens über die 
Wanderungspolitik gegenüber Drittländern 
KOM(88) 1044 endg. 


II. Der wirtschaftliche und soziale Zusammenhalt 

1. Durchführung der Reform der Strukturfonds 


(*) Vorschlag für eine Verordnung des Rates über den ESF 


2. Maßnahmen im Bereich der Bevölkerungspolitik und der sozialen Sicherung 


( * • • ) Untersuchung über die Struktur der Finanzierung der sozialen Sicherheit in den Mitghedstaaten und der 
Auswirkungen auf die Beschäftigimg und auf die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen (mittelfristige 
Projektionen der Ausgaben für die soziale Sicherheit und ihrer Finanzierung) 

( • * * ) Stelle zur Beobachtung der Famihenpohtik 


(• • *) Bericht über die europäische Bevölkerungsentwicklung und die daraus fortfheßenden Probleme 
(**) Mitteilung über die Veraltenmg der Bevölkerung und über die Situation alter Menschen 


3. Solidarität gegenüber benachteiligten Bevölkerungsgruppen 


(* *) Vorschlag für eine Richüinie des Rates über die Mobüität und den Transport von Behinderten 

(— ) Zweites Aktionsprogramm der Gemeinschaft zugunsten der Behinderten (Programm HELIOS) 
ABI. Nr. L 104 von 1988 


(* * *) Bericht über die Beschäftigungslage der Behinderten in der Gemeinschaft 


27 




Drucksache 11/4645 


Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 


{* •) Drittes Programm zu Bekämpfung der Armut (1990 bis 1993) 


IIL Vorrangige Maßnahmen zugunsten der Beschäftigung und Bildung 

1, Förderung der Beschäftigung 


(* *) Reorganisation des SEDOC-Systems 
(Revision der Verordmmg 1612/68) 


(* * •) Analyse der Auswirkungen der Vollendung des Binnenmarktes und anderer struktureller Veränderun- 
gen auf die Beschäftigung 

(***) Periodischer Bericht über die konjunkturelle Entwicklung der Arbeitsmärkte der Mitghedstaaten 
(*'"'") Bericht über die Schwarzarbeit in der Gemeinschaft 

(* * *) MISEP-Programm (Verbreitung von Informationen über die Sonderbeschäftigungsprogramme der Mit- 
güedstaaten, in Durchführung seit 1982) 

(* * *) Bericht über die Initiativen der Mitghedstaaten zur örthchen Förderung der Beschäftigung 


(**) Aktionsprogramm zugunsten der Langzeitarbeitslosen 

(* ♦ *) Programm zur Förderung der Unternehmensgründung durch Frauen (in Durchführung seit 1985) 

(* • *) Programm zur Förderung positiver Maßnahmen zwecks Erhöhung der beruflichen Mobiütät der Frauen 
in den Unternehmen (in Durchführung seit 1985) 

(* *) Berufliche und soziale Einghederung zu- und abwandernder Frauen (Mitteilung der Kommission) 

(*) Vorschlag für eine Richtlinie zur Ergänzung der bestehenden Vorschriften über die Gleichbehandlung 
von Männern und Frauen in der sozialen Sicherheit 
ABI. Nr. C 309/87 


(* *) Empfehlung zur Teilung der familiären und beruflichen Verantwortung 

( ^ ) Vorschlag für eine Richthnie zur Beweislast im Bereich des gleichen Entgelts und der Gleichbehandlung 

von Frauen und Männern 
KOM(88) 269 endg. 


(•) Vorschlag für eine Richthnie über den Eltemurlaub aus fanühären Gründen 
KOM(84) 631 endg. 


(* *) Vorschlag für einen „Verhaltenskodex" über den Schutz der Arbeitnehmerinnen bei Schwangerschaft 
und Mutterschaft 


2. Allgemeine und berufliche Bildung 


(^ *) Vorschläge zur Förderung der Mobilität und der Zusammenarbeit zwischen den Hochschulen der ver- 
schiedenen Mitghedstaaten (zweites ERASMUS-Programm) 


( ^ ) Vorschlag für eine Zusammenarbeit zwischen den Hochschulen und der Industrie im Bereich der Hoch- 

schulausbildung in den neuen Technologien (zweites COMETT-Programm) 

KOM(88) 429 endg. 

(— ) Programm zur Entwicklung des Jugendaustauschs in der Gemeinschaft (Jugend für Europa — YES) 
ABI. L 158 vom 25. Juni 88, S. 42 


(* *) Viertes Programm für den Austausch junger Arbeitskräfte 


(* *) Vorschlag für ein Rechtsinstrument des Rates für den Fremdsprachenunterricht in der Gemeinschaft 


(* *) Mittelfristiges Programm im Bildungsbereich 
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(•*) 

Aktionsprogramm im Bereich der unternehmensinternen Weiterbildimg 

(**) 

Vorschlag für eine Richthnie des Rates über den Anspruch auf Bildungssonderurlaub 

(-) 

Beschluß des Rates über ein Aktionsprogramm für die Berufsbildimg Jugendhcher und zur Vorbereitimg 
der Jugendhchen auf das Erwachsenen- und Erwerbsleben 

ABI. L 346/87 

(**) 

Vorschlag für einen Beschluß des Rates über die zweite Phase des EUROTECNET-Programms 

(••) 

Programm innovierender Maßnahmen im Primär- und Sekundarschulunterricht 

(••) 

IRIS-Programm „Berufliche Bildung der Frauen“ 


IV. Arbeits- und Beschäftigungsbedingungenr Arbeitsorganisation 

1. Gesundheitsschutz und Sicherheit 


(*) Vorschlag für eine RichÜinie des Rates über die Durchführung von Maßnahmen zur Verbesserung der 
Sicherheit und des Gesundheitsschutzes der Arbeitnehmer am Arbeitsplatz 
KOM(88) 73 endg. 


(^) Vorschlag für eine Richthnie des Rates über die Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes an Arbeitsstätten 
KOM(88) 74 endg. 


(^) Vorschlag für eine RichÜinie des Rates über die Mindestvorschriften bezüglich der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes bei der Benutzimg von Maschinen, Apparaten und Anlagen durch die Arbeitneh- 
mer 

KOM(88) 75 endg. 


( * ) Vorschlag für eine Richthnie des Rates über Mindestvorschriften für die Benutzung persönhcher Schutz- 
ausrüstungen durch Arbeitnehmer 
KOM(88) 76 endg. 


(^) Vorschlag für eine Richthnie des Rates über die Mindestvorschriften bezüghch der Sicherheit imd des 
Gesundheitsschutzes bei der Arbeit an Bildschirmgeräten 
KOM(88) 77 endg. 


(*) Vorschlag für eine RichÜinie des Rates über die Mindestvorschriften bezüghch der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes bei der Handhabung schwerer Lasten, die für die Arbeitnehmer Gefährdungen der 
Lendenwirbelsäule mit sich bringen 
KOM(88) 78 endg. 


Vorschlag für eine Richthnie des Rates über die Mindestvorschriften für Bordapotheken (Fischereifahr- 
zeuge) 


Vorschlag für eine Richthnie des Rates über die Mindestvorschriften bezüghch der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes für Arbeitnehmer der Fischerei 


(* *) Vorschlag für eine Richthnie des Rates über die Mindestvorschriften bezüghch der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes für landwirtschafthche Arbeitnehmer 


Vorschlag für eine RichÜinie des Rates für Maßnahmen zur Verbesserung der Sicherheit und des 
Gesundheitsschutzes für Arbeitnehmer der Bauwirtschaft 


(— ) Richthnie des Rates zum Schutz der Arbeitnehmer durch ein Verbot bestimmter Arbeitsstoffe und/oder 
Arbeitsverfahren 
KOM(84) 456 
ABI. L 179/88 


(*) Vorschlag für eine Richthnie des Rates über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdimg durch 
Benzol am Arbeitsplatz (fünfte Einzelrichthnie im Sinne des Artikels 8 der Richthnie 80/1107/EWG) 
KOM(88) 650 endg. 

ABI. C 349/85 
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(•) 

Vorschlag für eine Richthnie des Rates über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdung durch 
Karzinogene am Arbeitsplatz (sechste Einzelrichtlinie im Sinne von Artikel 8 der Richtlinie 80/1107/ 
EWG) 

ABI. C 34/88 

{*) 

Geänderter Vorschlag für eine Richthnie des Rates zur Änderung der Richtlinie 80/1107/EWG zirni 
Schutz der Arbeitnehmer vor der Gefährdung durch chemische, physikahsche und biologische Arbeits- 
stoffe bei der Arbeit 

KOM(87) 535 endg. 

{•) 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über den Schutz der Arbeitnehmer gegen Gefährdimg durch 
biologische Arbeitsstoffe bei der Arbeit 

KOM(88) 165 endg. 

ABI. C 150/88 

(**) 

Empfehlimg der Kommission betreffend Berufskrankheiten 

(*•) 

Vorschlag für ein Rechtsinstrument betreffend die Dienste der Arbeitsmedizin 

(•*) 

Vorschlag für ein Rechtsinstrument betreffend die Anerkennung des Status der Ausbüder auf dem 
Gebiet des Gesundheitsschutzes am Arbeitsplatz 


2. Arbeitsorganisation und Arbeitsbeziehungen 


{•*) 

Vorschlag für eine Richtlinie zur Einführung eines Vordrucks als Nachweis für Arbeitsverträge und 
Arbeitsverhältnisse im Binnenmarkt (Standard-Arbeitsvertrag) 

(••) 

Vorschlag für eine Richthnie betreffend die Arbeitsverträge und Arbeitsverhältnisse (ausgenommen 
Vohzeitarbeit und auf unbegrenzte Zeit geschlossene Arbeitsverträge) 

{*•) 

Vorschlag für eine Richthnie über die Unterrichtung und Anhörung der Arbeitnehmer 

(**) 

Vergleichende Untersuchung der Regelungen der Mitgliedstaaten betreffend die Arbeitsbedingungen 
(Europäischer Rat von Hannover) 


V. Garantierter sozialer Sockel 


(* *) Gemeinschaftscharta für soziale Rechte 


Erklärungen: ( — ) Vom Rat bereits angenommen 

(•) Dem Rat zugeleiteter Vorschlag 

( • * ) Vorschlag in Vorbereitimg 

(• * •) Initiative der Kommission ohne Maßnahme des Rates 
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Bericht des Abgeordneten Peter (Kassel) 


I. 

Die Unterrichtung wurde mit Drucksache 11/3821, 
Nr. 20, vom 12. Januar 1989 gemäß § 93 GO dem Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung zur federführen- 
den Beratung und dem Ausschuß für Wirtschaft, dem 
Ausschuß für Jugend, Famüie, Frauen und Gesund- 
heit, dem Ausschuß für Büdung und Wissenschaft so- 
wie dem Haushaltsausschuß zur Mitberatung über- 
wiesen. Der Auswärtige Ausschuß hat sich gutachtlich 
an der Beratung beteihgt. 

Der Ausschuß für Wirtschaft empfahl in seiner Stel- 
lungnahme vom 31. Mai 1989 einstimmig, das Doku- 
ment zur Kenntnis zu nehmen. 

Der Ausschuß für Jugend, Famüie, Frauen und Ge- 
sundheit hat in seiner Sitzung am 31, Mai 1989 mit der 
Mehrheit der Stimmen der Mitgheder der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und FDP gegen die Stimmen der 
Mitgheder der Fraktion DIE GRÜNEN beschlossen, 
der vorstehend abgedruckten Beschlußempfehlung 
zuzustimmen. 

Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft hat die 
Vorlage in seiner Sitzung am 15. März 1989 einstim- 
mig zur Kenntnis genommen. 

Der Auswärtige Ausschuß hat in seiner Sitzung am 
26. April 1989 einstimmig der vorstehend abgedruck- 
ten Beschlußempfehlung zugestimmt. 

In seiner 75. Sitzung am 22. Februar 1989 hat der Aus- 
schuß für Arbeit und Sozialordnung die Beratung auf- 
genommen und in der 86. Sitzung am 10. Mai 1989 
unter dem Vorbehalt der noch ausstehenden mitbera- 
tenden Voten abgeschlossen. Dabei hat er sich ein- 
stimmig bei Stimmenthaltung der Mitgheder der 
Fraktion DIE GRÜNEN dem Votum des Auswärtigen 
Ausschusses angeschlossen. Die Stellungnahmen des 
mitberatenden Ausschusses für Wirtschaft und des 
Ausschusses für Jugend, Famihe, Frauen und Ge- 
sundheit haben dem Ausschuß keine Veranlassung 
gegeben, die Beratung wiederaufzunehmen. 


II. 

Die Vorlage ghedert sich in zwei größere Teüe (Prio- 
ritäten und Grundsätze; Aktionsvorschläge), wobei in 
der Einführung und im ersten Teil ein Überblick über 
die später im Detail behandelten sozialpohtischen 
Probleme und Lösungsmöghchkeiten gegeben wird. 
In diesen beiden Abschnitten unterscheidet die Kom- 
mission jeweüs zwischen Maßnahmen zur Verwirkh- 
chung des Binnenmarktes, solchen zur Stärkung des 
sogenannten wirtschafthchen und sozialen Zusam- 
menhalts der Gemeinschaft sowie sonstigen Maßnah- 
men zur Förderung der Beschäftigung und zur Siche- 
rung der Sohdarität. Ein letztes Kapitel betrifft den 


Ausbau des sozialen Dialogs, Der Anhang des Doku- 
ments enthält eine nach Sachgebieten geghederte 
Liste von insgesamt 79 Kommissionsvorschlägen und 
-initiativen, deren Beratungsstand jeweüs vermerkt 
ist. Auf genommen sind darin zum Teil auch bereits 
vom Rat verabschiedete Vorhaben. 


III. 

Nach Auffassung der Mitglieder der Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP ist die Kommission mit den gelei- 
steten Vorarbeiten, auf denen das vorhegende Doku- 
ment aufbaut, auf dem richtigen Weg. Es sei zu begrü- 
ßen, daß dem Arbeits- und Gesundheitsschutz zu- 
nächst Priorität eingeräumt werde. Zu unterstützen 
sei das Bestreben, Mindeststandards einzuführen, so- 
lange gewährleistet sei, daß dies nicht zu einer Ero- 
sion schon erreichter höherer Standards führe. Ein zu 
schnelles Anheben der Arbeitsschutzstandards in den 
weniger entwickelten Mitghedstaaten würde deren 
Standortvorteil negativ beeinflussen. Es sei unmög- 
hch, den hohen deutschen Standard europaweit 
durchzusetzen. Gleichwohl steUe ein gemeinsamer 
europäischer Standard für viele Länder eine Verbes- 
serung dar. Entscheidend sei, daß der in Deutschland 
erreichte hohe Standard nicht nach unten niveUiert 
werde. 

Den sozialen Grundrechten müsse materieUer Gehalt 
gegeben werden. Der tatsächhchen Ausgestaltung 
der sozialen Grundrechte, die auf gemeinsamen Vor- 
stellungen der Sozialpartner beruhen sollten, sei 
große Aufmerksamkeit zu widmen, da diese Grund- 
rechte direkt durch den Europäischen Gerichtshof ju- 
stitiabel würden. 

Die Bestrebungen und Absichten des Europäischen 
Parlaments verdienten ausdrückliche Unterstützung. 
Es dürfe auf keinen FaU zu dem von den Gewerk- 
schaften befürchteten Abbau sozialer Rechte im Ge- 
meinsamen Binnenmarkt kommen. Im Gegenteü sei 
ein Ausbau der sozialen Rechte in Konformität mit 
dem EG-Vertrag möghch. Hervorzuheben sei die Be- 
deutung des sozialen Dialogs. Im Bereich der berufli- 
chen Ausbildung müsse dafür Sorge getragen wer- 
den, daß weder das duale Ausbüdungssystem noch 
der Große Befähigungsnachweis eingeschränkt wür- 
den. 

Kritisch wurde angemerkt, daß die parlamentarisch- 
demokratische Legitimation der Pohtik auf EG-Ebene 
bedeutende Defizite aufweise. Vermißt wurde ein 
Eingehen auf die Maschinenrichtlinie. Diese und ähn- 
hche Richtlinien seien bisher vor aUem unter wettbe- 
werbspolitischen und weniger unter sozialpohtischen 
Gesichtspunkten betrachtet worden. Letzteren müsse 
in Zukunft ein stärkeres Gewicht zukommen. 
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Die besondere Bedeutung folgender Punkte sei zu 
unterstreichen: 

— das klare Bekenntnis zur sozialen Dimension im 
Rahmen des Gemeinsamen Binnenmarktes, des- 
sen weiterer Aufbau sich auf einen Kembestand 
verbindlicher sozialer Grundrechte gründen 
müsse; 

— Einbindung des sozialen Dialogs; 

— Darstellung der sozialen Entwicklung Europas in 
Form eines Weißbuches mit klaren Zeitvorgaben; 

— Gewährleistung der Harmonisierung der Arbeits- 
schutzbestimmungen imd des Arbeitsrechts auf 
hohem Niveau; 

— Sicherung der Mitbestimmung; 

— keine Zerstörung gewachsener Strukturen im Be- 
reich der sozialen Sicherheit sowie keine Nivellie- 
rung nationaler Arbeitsschutzrechte nach unten. 

Die Mitgheder der Fraktion der SPD schlossen sich 
dieser Einschätzung in wesenthchen Pimkten an. Bin- 
nenmarkt imd soziale Dimension, die nicht im Bereich 
des Unverbindhchen bleiben dürfen, seien nicht zu 
trennen. Notwendig sei, daß die Kommission für die 
Verwirkhchung der sozialen Rechte einen verbindh- 
chen Zeitplan aufstelle. Den Arbeitnehmern müsse 
die Möghchkeit eingeräumt werden, die Einhaltung 
der sozialen Grundrechte einklagen zu können, die 
als tatsächhche Schutzrechte auszubilden seien. Die 
Anwendung des Prinzips der Subsidiarität dürfe nicht 
als Anlaß genommen werden, sich bei sozialen Rech- 
ten auf nationale Regelungen zurückzuziehen. 

Bei der Beteüigung der Arbeitnehmer gehe es um eine 
gleichgewichtige Ausweitung, wobei die Einwirkung 
auf Untemehmensentscheidungen auf unterschiedh- 
chen Stufen erfolgen könne. Allerdings dürften für die 
Unternehmen durch Standortverlagerungen oder Än- 


derungen der Rechtsform keine Ausweichmöghchkei- 
ten eröffnet werden. Der in der Bundesrepubhk 
Deutschland erreichte Stand müsse erhalten blei- 
ben. 

Es sei zu befürchten, daß das hohe Niveau des Ar- 
beitsschutzes in der Bundesrepubhk Deutschland 
durch die Maschinenrichthnie Schaden nehmen 
könne. Der Standpunkt der Bundesregierung, bereits 
bei der Festlegung konstruktiver Sicherheitsanforde- 
rungen in Binnenmarktrichtlinien ein hohes Schutzni- 
veau einzuhalten, verdiene Unterstützung. 

Nach Auffassung der Mitgheder der Fraktion DIE 
GRÜNEN findet die Umweltschutzproblematik im 
Rahmen des Gemeinsamen Binnenmarktes immer 
weniger Beachtung, der Aspekt des Wirtschafts- 
wachstums sei überbetont. Die Produktion ohne Be- 
achtung der ökologischen Notwendigkeiten führe zu 
einem erhöhten Krankenstand mit entsprechenden 
sozialen Folgekosten. 

Eine wirkungsvoUe Bekämpfung der Arbeitslosigkeit 
und ein wirkimgsvoUer Schutz unserer Umwelt seien 
durch Fortführung einer Pohtik des Wirtschaftswachs- 
tums nicht möghch. Dringend notwendig seien viel- 
mehr eine bedeutende Verkürzung der Arbeitszeit 
und eine Umverteilung der Arbeit. Die Rechte der 
Arbeitnehmer und Gewerkschaften dürften nicht 
durch Drohimgen der Unternehmen mit Standortver- 
lagerungen eingeschränkt werden. 

Zu beklagen sei die fortschreitende Erosion der Macht 
der nationalen Parlamente, ohne daß auf europäischer 
Ebene eine neue demokratisch-legitimierte KontroU- 
instanz vorhanden sei. Die nationalen Parlamente be- 
faßten sich zwar mit einer Vielzahl von EG-Vorlagen, 
auf deren Gestaltung sie letztendlich aber keinen Ein- 
fluß nehmen könnten. Diese Frage bedürfe dringend 
einer Thematisierung. 


Bonn, den 31. Mai 1989 


Peter (Kassel) 

Berichterstatter 
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